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Vorwort
 

Qualitätssicherung in der beruflichen Bildung ist 
und bleibt ein wichtiger Punkt auf der bildungspoli­
tischen Agenda. Sie ist eine klassische Querschnitts­
aufgabe, die alle Aspekte der beruflichen Bildung 
umfasst – von der Entwicklung nationaler Ausbil­
dungsstandards auf der Systemebene bis zum be­
trieblichen Ausbildungsplan auf der Anbieterebene. 
Zudem ist die Qualität sowie ihre Sicherung und Ent­
wicklung eine Daueraufgabe für alle Ausbildungsbe­
teiligten. 

Das Thema Qualitätssicherung in der beruflichen Bildung erhält zudem Im­
pulse aus europäischen Initiativen. Durch Transparenz und Vergleichbarkeit 
der Abschlüsse sowie durch eine Erhöhung der Mobilität sollen ein gemein­
samer europäische Bildungsraum und Arbeitsmarkt geschaffen werden. Im 
Rahmen dieses seit 2002 laufenden Kopenhagen-Prozesses verabschiedeten 
das Europäische Parlament und der Rat 2009 die EQAVET-Empfehlung mit 
dem darin enthaltenen Bezugsrahmen (EQAVET: European Quality Assur­
ance in Vocational Education and Training). 

Bislang werden die verschiedenen Elemente der Qualitätssicherung in der 
beruflichen Bildung in Deutschland weder als Gesamtkonzept noch primär 
unter dem Begriff der Qualitätssicherung wahrgenommen und kommuni­
ziert. Sie gründen sich auf tradierten Prozessen, Verfahren und Regelungen, 
die in mehreren Gesetzen und Dokumenten festgelegt sind. Sie lassen sich 
nur bedingt durch den EQAVET-Qualitätsrahmen abbilden (siehe Teil II die­
ser Broschüre). So wird national eher von ordnungspolitischen Regularien, 
gesetzlichen Grundlagen oder bundesweit geltenden Standards gesprochen 
als von Instrumenten der Qualitätssicherung. Dies ist dem themenbezoge­
nen Dialog und Austausch innerhalb Europas nicht dienlich. 

Mithilfe dieser Broschüre soll es gelingen, die zentralen Mechanismen der 
Qualitätssicherung für den betrieblichen Teil der Erstausbildung im dualen 
System in Deutschland nachzuvollziehen. Sie enthält einen strukturierten 
Überblick über die wichtigsten Regelungen, Verfahren und Akteure, die die 
Ausbildungsqualität am Lernort Betrieb sichern und weiterentwickeln. Eher 
knapp wird die Qualitätssicherung an den beruflichen Schulen behandelt, 
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die in die Zuständigkeit der Länder fällt. Es ist zudem nicht intendiert, die 
Funktionsweise des gesamten dualen Systems zu erläutern, die bereits in 
vielen anderen Publikationen und Darstellungen erklärt wird. 

Diese in Deutsch und Englisch vorliegende Broschüre soll Bildungsexpertin­
nen und -experten aus Wissenschaft, Politik und Praxis in Deutschland und 
Europa ansprechen. Damit soll ein Beitrag zu mehr Transparenz zwischen 
den Mitgliedstaaten im Themenfeld geleistet werden. Nur so ist hinsichtlich 
eines gemeinsamen europäischen Bildungsraumes und Arbeitsmarktes ein 
Mehr an Vertrauen und Mobilität zu erreichen, was wiederum lebensbeglei­
tendes Lernen erleichtert. 

Prof. Dr. Friedrich Hubert Esser 
Präsident des Bundesinstituts für Berufsbildung 
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Einleitung
 

Was ist Qualität in der beruflichen Bildung? Und wie kann sie gesichert 
werden? Diese Fragen beschäftigen Expertinnen und Experten sowie Prak­
tikerinnen und Praktiker, seit es die berufliche Bildung gibt. Qualität ist ein 
schillernder Begriff, der durch Vielseitigkeit und Unschärfe im Bildungs­
wesen gekennzeichnet ist. Je nach Perspektive fallen die Qualitätserwar­
tungen der Beteiligten unterschiedlich aus: So hat eine Auszubildende/ 
ein Auszubildender andere Erwartungen und Ansprüche an das Lernen im 
Betrieb als die ausbildenden Fachkräfte. Der Staat ist daran interessiert, 
die Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit der gesamten Volkswirtschaft zu 
erhalten und die Jugendlichen in die Gesellschaft zu integrieren. Dies ge­
schieht durch ihre Qualifikation für einen Beruf und die Sozialisationspro­
zesse im Betrieb. Den Arbeitgeberverbänden als Vertretern der Betriebe ist 
daran gelegen, genügend qualifizierte Fachkräfte für die Unternehmen zu 
sichern; und den Gewerkschaften geht es schließlich darum, die Rechte und 
Perspektiven dieser zukünftigen Fachkräfte abzusichern. Kriterien für eine 
„gute“ berufliche Aus- und Weiterbildung sind deshalb unter den Beteiligten 
zu verhandeln und auf unterschiedlichen Ebenen im Berufsbildungsbereich 
zu vereinbaren. 

Unumstritten ist, dass die Ausbildungsqualität verlässlich gesichert werden 
muss. Auf der gesetzlichen Ebene wurden im Berufsbildungsgesetz (BBiG) 
und in der Handwerksordnung (HwO) Mechanismen zur Qualitätssiche­
rung festgelegt, die sowohl die Entwicklung von Ausbildungsordnungen als 
auch die Durchführung der Ausbildung und ihre Überwachung durch die 
Kammern regeln. Mit der Novellierung des BBiG im Jahr 2005 wurden die 
Berufsbildungsausschüsse der Kammern und die Landesausschüsse für Be­
rufsbildung verpflichtet, auf die ständige Weiterentwicklung der Qualität 
der beruflichen Bildung hinzuwirken. Das so geschaffene Instrumentarium 
verankert die Qualitätssicherung und -entwicklung der beruflichen Bildung 
als permanente Aufgabe im dualen System. 

Die Mehrheit der Bundesländer schreibt im Bereich des beruflichen Schul­
wesens Qualitätsmanagementsysteme gesetzlich vor, wobei häufig landes­
spezifische Varianten der gängigen Modelle entwickelt wurden. Diese wer­
den in der Einführung zu Teil III skizziert. 
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Für das Verständnis der Qualitätssicherung der beruflichen Bildung sind 
drei übergeordnete Prinzipien bedeutsam: das duale Prinzip, das Berufs-
und das Konsensprinzip. Das duale Prinzip verbindet das Lernen im Ar­
beitsprozess mit dem Lernen in der Berufsschule und ermöglicht gleichzei­
tig den Erwerb beruflicher Erfahrung. Das Berufsprinzip eröffnet auf der 
Grundlage eines bundesweit verbindlichen und anerkannten Zertifikats die 
Möglichkeit, eine Vielzahl von beruflichen Tätigkeiten auszuüben. Das Kon­
sensprinzip garantiert die Arbeitsmarktnähe, die Transparenz und die Ak­
zeptanz der Ausbildungsberufe durch die Mitwirkung der Sozialpartner, des 
Bundes und der Länder bei der Entwicklung nationaler Ausbildungsstan­
dards. Durch Gesetze, Verordnungen und Empfehlungen werden bundes­
weit verbindliche Mindeststandards für die betriebliche Bildung festgelegt. 

Durch zahlreiche Kommunikationswege und Wirkungsmöglichkeiten (so­
wohl horizontal als auch top-down und bottom-up), insbesondere durch die 
Vertretung der Sozialpartner in den Gremien der Berufsbildung, findet eine 
kontinuierliche und interaktive Abstimmung zwischen den Akteuren statt. 
Dieser Austausch ist der Garant dafür, dass bei der Gestaltung der System­
elemente die konkrete betriebliche Wirklichkeit und längerfristigen Erfor­
dernisse berücksichtigt werden. Dank der „partizipativen“ Qualitätssiche­
rung bleibt das duale System ein verlässlicher Weg für eine am Menschen 
orientierte berufliche Qualifizierung und ein Standortvorteil Deutschlands. 

Qualität hat mehrere Dimensionen: Input (Ausstattung der Ausbildungs­
stätte, Qualifikation der Ausbilder, Ausbildungspläne etc.), Prozess (Lern­
methoden, Motivation der Ausbilder/-innen etc.), Output (Lernerfolg, Ab­
schlussnote etc.) und Outcome (Transfer des Gelernten, Verwertung des 
Abschlusses etc.). Im Fokus der genannten Mindeststandards liegen die 
Input- und Outputdimension von Qualität. Die Voraussetzungen und die 
Ergebnisse einer erfolgreichen Ausbildung werden normiert; für den Aus­
bildungsprozess vor Ort (Anbieterebene) verfügen die ausbildenden Betrie­
be über Gestaltungspielräume, wobei die Kammern die Überwachung der 
ordnungsgemäßen Durchführung der Ausbildung gewährleisten. Die Pro­
zessqualität drückt sich also im Zusammenwirken von Auszubildenden und 
Ausbildenden aus. Dabei muss über die in dieser Broschüre vorrangig be­
schriebenen formalen Regelungen hinaus die Qualität auf der betrieblichen 
Ebene immer wieder von Neuem errungen werden. 
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Um das Geflecht von Zuständigkeiten, Interaktionen und Prozessen der ver­
schiedenen Akteure der Qualitätssicherung in der betrieblichen Bildung zu 
erklären, identifizierte DEQA-VET elf Eckpfeiler zur Qualitätssicherung der 
betrieblichen Ausbildung (siehe Abbildung 1). Diese Eckpfeiler entstanden 
nach einem Verdichtungsprozess und im Dialog mit Berufsbildungsexper­
tinnen und -experten. Grundlage für die Entwicklung sind die gesetzlichen 
Bestimmungen (Berufsbildungsgesetz, Jugendschutzgesetz etc.) sowie 
die Empfehlungen des Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufs­
bildung. Aus den systemimmanenten Elementen wurden zunächst solche 
ausgewählt, die einen direkten Bezug zur Qualitätssicherung haben, um 
diese dann in einem zweiten Schritt auf das Wesentliche zu reduzieren. 
Nach Zusammenstellung der entsprechenden Quellen wurde der Versuch 
unternommen, die Qualitätssicherungsmechanismen in vereinfachter Form 
darzustellen. Die Vereinfachung bedeutet auch, dass so wenig wie möglich 
auf Ausnahmeregelungen eingegangen wurde. 

Im ersten Teil wird nach einer kurzen Beschreibung erläutert, welche Rele­
vanz jeder Eckpfeiler für die Qualitätssicherung hat. Hier können sich die 
Leserinnen und Leser einen schnellen Überblick verschaffen, wie Qualität 
der betrieblichen Bildung gesichert wird. 

Im zweiten Teil der Broschüre wird die Qualitätssicherung im dualen Sys­
tem im Kontext des europäischen Qualitätssicherungsrahmens (EQAVET) 
betrachtet. Hier werden Besonderheiten und Entsprechungen gegenüberge­
stellt und beschrieben. 

Im dritten Teil erfolgt eine systematische Einordung der Mechanismen der 
Qualitätssicherung auf institutionellen Ebenen (betriebliche, intermediäre 
und Systemebene). Die prägenden Strukturen des dualen Systems sollen 
damit deutlicher werden. Diese Form der Abbildung entspricht im Übri­
gen der Unterscheidung von EQAVET zwischen System- und Anbieterebene 
und hebt gleichzeitig eine deutsche Besonderheit hervor: die intermediäre 
Ebene. Zu dieser zählen die Kammern, die zentraler Akteur und Bindeglied 
zwischen Staat und Betrieben sind. Die drei institutionellen Ebenen sind al­
lerdings nicht als starres System zu verstehen, sondern als Mittel zur Aufga­
benteilung und zur Bestimmung von Zuständigkeiten. Neben der vertikalen 
findet auch eine horizontale Aufgabenteilung zwischen den Akteuren inner­
halb der jeweiligen Ebene statt, was als zusätzliches Qualitätssicherungs­
merkmal des dualen Systems gesehen werden kann. 
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Um die Lesbarkeit der Broschüre zu erleichtern, wurde weitestgehend auf 
das Zitieren von Quellen im Text verzichtet. Konsequenterweise wurden in 
den Darstellungen nur Begriffe und allgemeingültige Aussagen ohne direk­
ten Bezug zu einer bestimmten Autorin oder zu einem bestimmten Autor 
verwendet. Weiterführende Literatur, offizielle europäische Dokumente 
sowie die wichtigsten themenrelevanten Bundesgesetze und Empfehlungen 
des Hauptausschusses des Bundesinstitutes für Berufsbildung werden am 
Ende der Broschüre aufgelistet. 
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Teil I: Eckpfeiler zur Qualitätssicherung 
der betrieblichen Ausbildung 

Das duale System der Berufsausbildung ist zugleich ein bewährter Weg zu 
einem ersten berufsqualifizierenden Abschluss für Jugendliche und ein Ga­
rant für die Fachkräftesicherung der gesamten Wirtschaft. Das Geschehen auf 
dem Ausbildungsmarkt ist das Resultat aller Ausbildungsplatzangebote der 
Unternehmen und aller individuellen Entscheidungen der Jugendlichen für 
die Ausbildung in einem Beruf in einem bestimmten Betrieb. Bund, Länder, 
Sozialpartner und andere Akteure bemühen sich darum, dass Ausbildungs­
verhältnisse zwischen interessierten Betrieben und Jugendlichen zustande 
kommen, zum erfolgreichen Abschluss geführt werden und in Beschäfti­
gungsverhältnisse einmünden. Die Qualitätssicherung zielt darauf ab, die 
Jugendlichen – unter Einhaltung von Mindeststandards – durch Bildung in 
die Gesellschaft zu integrieren, sie für einen Beruf zu qualifizieren und gleich­
zeitig den Bedarf der Unternehmen an Fachkräften abzudecken. Damit dieses 
Ziel erreicht wird, wirken zahlreiche Akteure zusammen. Innerhalb des recht­
lichen Rahmens wird die Durchführung der Ausbildung zwischen den Lern­
orten Betrieb und Berufsschule durch die Kammern überwacht. Im Mittel­
punkt steht die ordnungsgemäße Durchführung der Ausbildung und nicht die 
Überwachung an sich. Deshalb wurde für letztere kein Eckpfeiler entwickelt. 

Die Betriebe entscheiden sich für die Ausbildung aus unterschiedlichen Mo­
tiven. Grundsätzlich geht es um den Erhalt bzw. die Verbesserung der Wett­
bewerbsfähigkeit durch Fachkräftesicherung oder um die gesellschaftliche 
Verpflichtung der Unternehmen. Die Qualitätssicherung im dualen System 
basiert darauf, dass die Entscheidung zum Ausbilden seitens der Betriebe und 
zum Erlernen eines Berufs seitens der Jugendlichen unterstützt und erleichtert 
werden. Die Erreichung der beruflichen Handlungsfähigkeit der Jugendlichen 
am Ende der Ausbildung soll dabei nicht gefährdet werden. Die Voraussetzun­
gen sowohl der Betriebe als auch der Jugendlichen sind sehr unterschiedlich; 
dennoch müssen die Mindeststandards eingehalten werden. Darüber hinaus 
haben sich tradierte Verfahren etabliert, die die verschiedenen Interessen der 
Anspruchsgruppen mit integrativer Wirkung in das System einfließen lassen. 

Um die Einhaltung der Mindeststandards zu ermöglichen, werden Institu­
tionen und Programme auf regionaler und Bundesebene zur Beratung und 
Unterstützung der interessierten Betriebe und Jugendlichen geschaffen. 
Vom Ausbildungsplatzangebot bis zum Abschluss der Ausbildung muss der 
Ausbildungsbetrieb auf die Qualitätsmindeststandards achten, in dem Wis­
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sen, dass zahlreiche Partner und Institutionen ihm – unmittelbar oder indi­
rekt – zur Verfügung stehen und ihn begleiten werden. 

Beginnend von der Systemebene bis zur betrieblichen Ebene wird im ersten 
Teil der Broschüre anhand der Eckpfeiler gezeigt, wie die Qualitätssiche­
rung funktioniert. Nach einer kurzen Beschreibung wird für jeden Eckpfei­
ler die Relevanz für Qualitätssicherung skizziert. Diese Eckpfeiler werden 
im zweiten Teil ausführlich behandelt, durch weitere Qualitätsmerkmale 
ergänzt und nach institutionellen Ebenen verteilt: System-, intermediäre 
und betriebliche Ebene (Abbildung 1). 

Quelle: eigene Darstellung 

Abbildung 1: Die 11 Eckpfeiler der Qualitätssicherung 
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1.	 Staat, Arbeitgeber und Arbeitnehmer wirken nach 
dem Konsensprinzip bei der Gestaltung des dualen 
Systems zusammen 

Beschreibung 
Im dualen System ist der Bund verantwortlich 
für den betrieblichen Teil der Ausbildung, die 
Länder für den schulischen Teil. Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer – vertreten durch ihre Spit­
zenorganisationen – sitzen paritätisch in den 
Steuerungsgremien auf regionaler und Bun­
desebene. Sie sind gleichberechtigte Mitglieder 
mit Stimmrechten in den Berufsbildungsaus­
schüssen der Kammern, in den Landesausschüssen für Berufsbildung und 
im Hauptausschuss des Bundesinstitutes für Berufsbildung (BIBB) sowie 
seinen Unterausschüssen und Arbeitsgruppen. 

Der Berufsbildungsausschuss der zuständigen Kammer ist in allen wichti­
gen Angelegenheiten der beruflichen Bildung zu unterrichten und zu hören. 
Der Landesausschuss berät die Landesregierung in den Fragen der Berufs­
bildung, die sich für das Land ergeben. Beide Gremien haben nach dem 
BBiG im Rahmen ihrer Aufgaben auf eine stetige Entwicklung der Qualität 
der beruflichen Bildung hinzuwirken. 

Der Hauptausschuss des BIBB berät die Bundesregierung in grundsätzli­
chen Fragen der Berufsbildung. Die von ihm beschlossenen Empfehlungen 
zur Ausgestaltung der betrieblichen Bildung dienen der einheitlichen An­
wendung des BBiG, vor allem wenn es darum geht, bestimmte Verfahren 
oder Verhältnisse zu konkretisieren. 

Relevanz für die Qualitätssicherung 
Das Zusammenwirken von Staat, Gewerkschaften, Arbeitgebern und Kammern 
wurde im BBiG verankert. Damit wurde die gleichberechtigte Mitwirkung von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern als Grundlage für das Konsensprinzip ge­
schaffen. Die Gesetzgebung und die Entwicklung von Standards in der Berufs­
bildung geschehen nicht ohne Beteiligung und Zustimmung der Sozialpart­
ner als relevante Akteure und Vertragsparteien auf dem Arbeitsmarkt. Ihre 
Beteiligung garantiert, dass die Realität der Berufsbildungspraxis erfasst und 
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berücksichtigt wird. Ihre Zustimmung lässt einen Erfolg bei der Umsetzung 
von Gesetzen, Vorschriften und Standards erwarten. Eine einseitige Durchset­
zung von Gesetzen oder Standards durch den Staat oder ohne Beteiligung von 
einem der Partner kann zu sozialen Konflikten oder zu Umsetzungsproblemen 
in den Betrieben führen. Daher wirken Staat und Sozialpartner zur Stabilität 
und Weiterentwicklung des Systems nach dem Konsensprinzip zusammen. 

Das Konsensprinzip hat eine zentrale Bedeutung für die Qualitätssicherung, 
weil sich die Berufsbildung zwischen politischen, wirtschaftlichen und be­
rufspädagogischen Zielsetzungen bewegt. Die unterschiedlichen Gruppen­
interessen befinden sich teilweise in einer Konkurrenzsituation. Das System 
kann nur dann effektiv gesteuert werden, wenn Staat und Sozialpartner in 
einer kooperativen Haltung mitwirken. Das Konsensprinzip besagt, dass 
nichts gegen den Willen der anderen geschieht. Daher engagieren sich die 
Sozialpartner, um einen Konsens zu erreichen, der auch von Bund und Län­
dern mitgetragen werden kann. 

2.	 Die Berufsbildungsplanung basiert auf einer 
indikatorengestützten Berichterstattung 

Beschreibung 
Das Bundesministerium für Bildung und For­
schung (BMBF) beobachtet ständig die Entwick­
lungen in der beruflichen Bildung und veröf­
fentlicht jährlich bis zum 1. April den „Berufsbil­
dungsbericht“. In dem Bericht werden der Stand 
und die voraussichtlichen Weiterentwicklungen 
der Berufsbildung dargestellt. Der Bericht ent­
hält Angaben für das vergangene Kalenderjahr 
über die abgeschlossenen und noch bestehenden Berufsausbildungsver­
träge, die Zahl der nicht besetzten Ausbildungsplätze und der gemeldeten 
suchenden Personen. Für das jeweils laufende Kalenderjahr werden zudem 
Nachfrage und Angebot an Ausbildungsplätzen prognostiziert. 

Ausführliche Informationen, Daten und Analysen zur beruflichen Bildung 
werden vom BIBB im „Datenreport zum Berufsbildungsbericht“ ebenfalls 
jährlich veröffentlicht. Hier werden zentrale Indikatoren zur beruflichen Aus-
und Weiterbildung dargestellt und Entwicklungen im Zeitverlauf aufgezeigt. 
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Nach dem BBiG werden die für die Berufsbildungsstatistik relevanten Daten 
vom Statistischen Bundesamt mit Unterstützung durch das BIBB und durch 
die Bundesagentur für Arbeit erhoben. Diese umfassen beispielsweise An­
gaben zu den Auszubildenden, zu den Ausbilderinnen oder Ausbildern und 
zu den Ausbildungsberaterinnen und Ausbildungsberatern. Die erhobenen 
Daten werden für die Planung und Ordnung der Berufsbildung im Rahmen 
der jeweiligen Zuständigkeiten verwendet. 

Für das gesamte Bildungswesen erscheint alle zwei Jahre der „nationale Bil­
dungsbericht“. Diese umfassende Bestandsaufnahme enthält Indikatoren 
für alle Bildungsbereiche, einschließlich der Weiterbildung. 

Relevanz für die Qualitätssicherung 
Die Erhebung von regionalen und nationalen Daten und die Bildung von 
Indikatoren sind maßgeblich für die Beobachtung der Nachfrage nach und 
des Angebotes von Ausbildungsplätzen sowie für die Identifizierung von 
Unausgewogenheiten auf dem Ausbildungsmarkt. Erscheint im Berufs­
bildungsbericht die Sicherung eines regional und sektoral ausgewogenen 
Angebots an Ausbildungsplätzen als gefährdet, werden Vorschläge für die 
Behebung aufgenommen. Die erhobenen Daten werden unter Beteiligung 
aller Anspruchsgruppen in den Gremien und öffentlich diskutiert. Konkrete 
Vorschläge werden durch die Veröffentlichung von Publikationen, Empfeh­
lungen und Stellungnahmen unterschiedlicher Institutionen, wie die des 
Hauptausschusses des BIBB, auch zugänglich gemacht. 

Mit der Erfassung der Daten über den Ausbildungsmarkt und unter Berück­
sichtigung der demografischen Entwicklung und des Bildungsverhaltens der 
Jugendlichen können Prognosen für die kurz- und langfristige Fachkräfte­
sicherung für die Wirtschaft abgegeben werden. 

Die erhobenen Daten werden für Politik, Wissenschaft und Praxis bereit­
gestellt. Sie fließen in die Planung von Maßnahmen und Programmen ein. 
So können Bund und Länder Schwerpunkte bei der Förderung der Berufs­
bildung setzen und daraus Programme und Projekte ableiten, wo Maßnah­
men erforderlich sind. Durch die Differenzierung nach Merkmalen wie 
Geschlecht, Schulabschluss oder Migrationshintergrund können bei der Er­
hebung förderbedürftige Zielgruppen identifiziert werden. 
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3.	 Modernisierungsmechanismen, Forschungs- und 
Entwicklungsprogramme, Modellversuche und Projekte 
mit der Praxis erzielen eine kontinuierliche Verbesserung 
des Systems 

Beschreibung 
Die konstituierenden Elemente des dualen Sys­
tems werden kontinuierlich evaluiert und unter 
Berücksichtigung der wirtschaftlichen, gesell­
schaftlichen und technischen Entwicklungen 
modernisiert. 

Eine besondere Rolle im Modernisierungsprozess kommt der Berufsbil­
dungsforschung zu. Diese umfasst die Klärung der Grundlagen der Berufs­
bildung, die Beobachtung inländischer, europäischer und internationaler 
Entwicklungen, die Ermittlung der Anforderungen an Inhalte und Ziele 
der Berufsbildung, die Vorbereitung der Weiterentwicklungen der Berufs­
bildung in Hinblick auf gewandelte wirtschaftliche, gesellschaftliche und 
technische Erfordernisse sowie die Förderung von Instrumenten und Ver­
fahren der Vermittlung von Berufsbildung, des Wissens- und Technologie­
transfers. 

An der Schnittstelle zwischen Wissenschaft, Politik und Praxis über­
nimmt das BIBB eine zentrale Rolle in diesem kontinuierlichen Prozess. 
Unter Berücksichtigung des Dialoges zwischen Sozialpartnern und Wirt­
schaftsorganisationen zeigt sich diese Rolle insbesondere bei der Moder­
nisierung bestehender und bei der Entwicklung neuer Berufe. Die vom 
BMBF finanzierten Modellversuche sind ein Instrument zur exemplari­
schen Entwicklung und Erprobung neuer, innovativer Lösungsansätze, 
die zur qualitativen Verbesserung der beruflichen Bildung beitragen. Sie 
zielen auf den Transfer von Erkenntnissen in Praxis, Wissenschaft und 
Politik ab. 

Relevanz für die Qualitätssicherung 
Die Berufsbildungsforschung ist ein offenes Feld für alle beteiligten Akteure. 
Sie ist kein Monopol der staatlichen Einrichtungen. Auch die Arbeitgeber­
verbände, die Kammern, die Gewerkschaften sowie zahlreiche Stiftungen 
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tragen dazu bei. Der Diskurs beschränkt sich nicht auf den nationalen Kon­
text. Die europäische und internationale Ebene werden miteinbezogen. Die 
Forschungsergebnisse werden in öffentlich zugänglichen Publikationen und 
Fachkonferenzen bekannt gemacht. 

Das System wird kontinuierlich verbessert, indem die Forschungsergebnisse 
wahrgenommen, diskutiert und in die Gestaltung integriert werden. 

Die Modellversuche als Impulsgeber für Neuerungen in der beruflichen Bil­
dung werden wissenschaftlich begleitet. Sie erarbeiten evidenzbasierte und 
praxistaugliche Lösungen und stellen Entwicklungshilfen für eine Moderni­
sierung bereit. 

Die Evaluation des Bestehenden betrifft alle Systemkomponenten, be­
ginnend mit den Ausbildungsstandards bis hin zu Institutionen wie dem 
BIBB. Die Empfehlungen des Hauptausschusses werden überarbeitet und 
aktualisiert. So wurde das Berufsbildungsgesetz 2005 novelliert und 2016 
evaluiert. 

4.	 Die Gestaltung von Ausbildungsordnungen basiert 
auf dem Berufsprinzip 

Beschreibung 
328 anerkannte Ausbildungsberufe (Stand 
2016) werden in den dazugehörigen Ausbil­
dungsordnungen bundeseinheitlich geregelt. 
Diese legen Mindeststandards fest. Sie ent­
halten Angaben über die Bezeichnung des 
anerkannten Ausbildungsberufs, die Ausbil­
dungsdauer, das Ausbildungsberufsbild (die 
beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten), den Ausbildungs­
rahmenplan (sachliche und zeitliche Gliederung der Ausbildung) und die 
Prüfungsanforderungen. 

Die Ausbildungsdauer soll laut BBiG nicht mehr als drei und nicht weniger 
als zwei Jahre betragen. Dabei geht es nicht um das Erlernen einzelner Ar­
beitstätigkeiten, die einen Zugang zum Arbeitsmarkt verschaffen können, 
sondern um das Erlernen eines Berufs. Neben der Fachkompetenz hat die 
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Berufsausbildung auch die Sozialkompetenz und die Selbstständigkeit der 
Auszubildenden zu fördern. Diese sind in teilqualifizierenden, betriebs- oder 
branchenspezifischen Ausbildungsmaßnahmen kaum zu vermitteln. 

Als Flexibilisierung des Berufsprinzips können einschlägige, in einem 
Beruf oder in einem Ausbildungsgang in einer berufsbildenden Schule 
erworbene Kompetenzen auf einen anderen Beruf angerechnet werden. 
Außerdem können Berufe durch Differenzierungen wie beispielsweise 
Fachrichtungen oder Schwerpunkte spezifisch ausgestaltet werden. Be­
rufe, die gemeinsame Kernqualifikationen aufweisen, wie die industriel­
len Elektro- und Metallberufe, können in einer Berufsgruppe zusammen­
gefasst werden. 

Relevanz für die Qualitätssicherung 
Das Berufsprinzip sichert die Möglichkeit der Wahrnehmung von zahl­
reichen konkreten Arbeitstätigkeiten. Dadurch soll den Jugendlichen die 
Chance eingeräumt werden, ihre Persönlichkeit zu entwickeln und sich im 
Rahmen von Sozialisationsprozessen mit dem Beruf zu identifizieren. Sie 
sollen zudem Berufserfahrung erwerben können, denn eine breite Berufs­
ausbildung stellt eine solide Grundlage für die persönliche Entwicklung und 
für lebenslanges Lernen dar. 

Die bundesweite Einheitlichkeit der betrieblichen Ausbildung ermöglicht 
den Jugendlichen nach erfolgreichem Ausbildungsabschluss gute Einstel­
lungschancen und eine hohe Mobilität. Sie sind in der Lage, sich auf der 
Grundlage ihrer in der Ausbildung erworbenen Kompetenzen überall dort 
zu bewerben, wo passende Arbeitsplätze angeboten werden. Die Arbeit­
geber können sich der Qualifikation der Bewerberinnen und Bewerber, die 
in einem anerkannten Ausbildungsberuf ausgebildet worden sind, sicher 
sein, auch wenn diese aus einem anderen Bundesland kommen. 

Die Flexibilisierung des Berufsprinzips durch inhaltliche Differenzierungen 
ist so angelegt, dass trotzdem die Berufe auf dem Arbeitsmarkt erkennbar 
bleiben. Mit der Bildung von Berufsgruppen wird der Wechsel in einen an­
deren Beruf innerhalb der Gruppe erleichtert. Für die Betriebe wird die Ko­
ordination verschiedener Ausbildungsgänge leichter. 
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5. Die staatlich anerkannten Ausbildungsberufe werden 
praxisorientiert konzipiert und modernisiert 

Beschreibung 
Die Ordnung der staatlich anerkannten Ausbil­
dungsberufe wird einheitlich zwischen Bund, 
Ländern, Arbeitgebern und Arbeitnehmern ab­
gestimmt. 

Die Ausbildungsordnungen werden regelmäßig 
überprüft und – sobald ein konkreter Bedarf be­
steht – an die Entwicklungen von Gesellschaft, Wirtschaft und Technik an­
gepasst. Diese Entwicklungen können auch dazu führen, dass neue Ausbil­
dungsberufe in neuen Beschäftigungsfeldern entstehen. Im Regelfall dauert 
ein Ordnungsverfahren 12 bis 18 Monate. Zur Unterstützung der Betriebe 
erstellt das BIBB Umsetzungshilfen für die Praxis zur Planung und Durch­
führung der Ausbildung gemäß den erlassenen Ordnungen. 

Die Initiative zur Modernisierung bestehender oder zur Entwicklung neuer 
Berufe ist allen Beteiligten offen. Der Neuordnungsprozess beginnt mit 
der Erarbeitung von Eckwerten für den betreffenden Beruf durch Exper­
tinnen und Experten aus der betrieblichen Praxis im Einvernehmen mit 
den Sozialpartnern. Nach Weisung durch das zuständige Bundesministe­
rium erarbeiten die von den Sozialpartnern benannten Sachverständigen 
unter der Federführung des BIBB die Ordnungsmittel. Parallel dazu und in 
enger Abstimmung mit den auf Bundesseite beteiligten Akteuren wird ein 
entsprechender Rahmenlehrplan für die Berufsschulen durch die Kultus­
ministerkonferenz erarbeitet. Nach Zustimmung des Hauptausschusses des 
BIBB wird die Ausbildungsordnung vom zuständigen Fachministerium im 
Einvernehmen mit dem BMBF erlassen. 

Relevanz für die Qualitätssicherung 
Das Ordnungsverfahren stellt sicher, dass die Qualifikationen den Ar­
beitsmarktanforderungen entsprechen und zeitnah an aktuelle und künf­
tige Entwicklungen angepasst werden. Damit sie mit den kontinuierlichen 
Veränderungen in der Arbeitswelt gültig bleiben können, werden die 
Lernzielformulierungen technikoffen formuliert. Erst bei maßgeblichen 
Änderungen kommt es zur Modernisierung von Ausbildungsordnungen 
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oder zur Entstehung von neuen Berufen. Diese orientieren sich an den 
Vorschlägen der Sozialpartner sowie den Ergebnissen der Berufsbil­
dungsforschung. 

Die einvernehmliche Erarbeitung der Ausbildungsordnungen durch Bund 
und Sozialpartner und die Abstimmung mit den Ländern sorgen dafür, 
dass die Ausbildungsberufe dem Bedarf des Arbeitsmarkts entsprechen und 
Transparenz für alle Beteiligten erzielt wird. Somit wird auch eine breite 
Akzeptanz erreicht. Die frühzeitige Einbindung der Länder sichert eine Ko­
härenz der Curricula. 

Die betriebliche Realität findet Eingang in die Ausbildungsordnungen ent­
lang des gesamten Prozesses ihrer Entstehung: von der Einbeziehung von 
Sachverständigen aus der betrieblichen Praxis für die Festlegung von Eck­
werten bis zur Zustimmung des Hauptausschusses im BIBB. 

Die Wirkung des Konsensprinzips zeigt sich beispielhaft bei der Ordnungs­
arbeit. Hier werden unterschiedliche, teilweise divergierende Interessen 
der Sozialpartner ausgehandelt, sodass am Ende praxisorientierte Ausbil­
dungsstandards mit hoher Akzeptanz vorliegen. Dieses Prinzip hat sich be­
währt, da so mögliche Barrieren bereits im Neuordnungsprozess beseitigt 
werden. 

6.	 Die Jugendlichen werden bei der Auswahl einer 
Ausbildung durch Institutionen und Programme der 
Berufsberatung sowie Datenbanken unterstützt 

Beschreibung 
Die Unterstützung bei der Berufsorientierung 
beginnt bereits in den Schulen. Diesbezüglich 
gibt es unterschiedliche Ansätze in den Bun­
desländern. An den meisten Schulen gibt es 
Praktikumswochen, die den Schülerinnen und 
Schülern einen Einblick in die Berufswelt er­
möglichen. Darüber hinaus stehen an manchen 
Schulen Berufseinstiegsbegleiter/-innen zur Verfügung, die unter anderem 
bei der Suche nach einem Ausbildungsplatz unterstützen können. Durch das 
Berufsorientierungsprogramm des BMBF können Schülerinnen und Schüler 
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ihre Stärken in einer Potenzialanalyse erkunden und dann in einer Werk­
statt verschiedene Berufsfelder austesten. 

Die Agentur für Arbeit unterstützt bei der Berufswahl, informiert über Aus­
bildungsmöglichkeiten und hilft bei der Suche nach einem Ausbildungsplatz. 
In den Berufsinformationszentren stehen Informationsmaterialien über Aus­
bildungswege und Berufe zur Verfügung. Eine persönliche Beratung wird 
durch die Berufsberater/-innen vor Ort angeboten. Auch die Kammern infor­
mieren über die Ausbildungsberufe. Sie bieten Ausbildungsbörsen online an 
und informieren über regionale Ausbildungsmessen, auf denen sich Betriebe 
präsentieren. Ausführliche und systematische Informationen zu den Berufen 
und Ausbildungswegen sowie zu Ausbildungsplatzangeboten stehen in sekto­
ralen, regionalen und nationalen Datenbanken und Portalen zur Verfügung. 

Jugendliche ohne Ausbildungsplatz werden durch vielfältige Maßnahmen 
beim Übergang von der Schule in den Beruf gefördert. Beispielweise bieten 
das Berufsvorbereitungsjahr oder das Berufsgrundbildungsjahr eine beruf­
liche Orientierung und eine Vorbereitung auf die Ausbildung. Die Berufs­
vorbereitungszeit kann auch zum Teil später angerechnet werden. 

Relevanz für die Qualitätssicherung 
Wesentliche Impulse zur Berufswahl der Jugendlichen kommen aus dem fa­
miliären und privaten Umfeld. Hier können die subjektiven Ansichten und 
Vorstellungen der Eltern, Freunde oder Bekannten einen Einfluss auf die 
Meinungsbildung der Betroffenen haben. Die Berufsberatung und -orien­
tierung bietet ergänzend eine professionelle Unterstützung an. Sie hilft den 
Jugendlichen, anhand ihrer Vorlieben, Interessen und Fähigkeiten die für 
sie richtige Berufswahl zu treffen. 

Die richtige Berufswahl der Jugendlichen steigert ihre Motivation und ver­
ringert das Risiko eines vorzeitigen Abbruchs der Ausbildung. Sollten sie 
keinen Ausbildungsplatz in ihrem Wunschberuf finden, werden ihnen pas­
sende Alternativen aufgezeigt. Bestimmte Ausbildungsberufe – wie Kraft­
fahrzeugmechatroniker bei den Jungen und Kauffrau für Büromanagement 
bei den Mädchen – sind für die Jugendlichen attraktiver als andere und zie­
hen daher mehr Bewerber um die Ausbildungsplätze an. Das Aufzeigen von 
Alternativen kann die Jugendlichen zu Ausbildungsberufen hinführen, von 
denen sie bislang wenig oder gar nichts gewusst haben und die zu ihnen 
passen könnten, auch wenn sie nicht als typisch für ihr Geschlecht gelten. 
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7.	 Die Ausbilderinnen und Ausbilder sind für die 
Vermittlung der Ausbildungsinhalte persönlich 
und fachlich geeignet 

Beschreibung 
Nach dem BBiG müssen die Ausbilderinnen und 
Ausbilder persönlich geeignet sein. Als nicht 
geeignet gelten Personen, die Kinder oder Ju­
gendliche nicht beschäftigen dürfen oder gegen 
das BBiG und die entsprechenden Vorschriften 
verstoßen haben. 

Die Ausbilderinnen und Ausbilder besitzen die erforderlichen beruflichen 
sowie berufs- und arbeitspädagogischen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fä­
higkeiten. Sie haben eine staatlich anerkannte Prüfung in einer dem Aus­
bildungsberuf entsprechenden Fachrichtung bestanden. Diese anerkannte 
Prüfung kann im Rahmen einer dualen Ausbildung, einer vollzeitschuli­
schen Ausbildung oder an einer Hochschule stattgefunden haben. Die be­
rufs- und arbeitspädagogische Eignung wird in einer Prüfung festgestellt. 
Das Bestehen der Meisterprüfung gilt als Nachweis der berufs- und ar­
beitspädagogischen Eignung. 

Darüber hinaus besitzen die Ausbilderinnen und Ausbilder eine angemesse­
ne Berufserfahrung. Unter Verantwortung der Ausbilderin oder des Ausbil­
ders können weitere persönlich geeignete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
Aufgaben der Berufsausbildung übernehmen. 

Relevanz für die Qualitätssicherung 
Wegen der zentralen Rolle der Ausbilderinnen und Ausbilder und wei­
terer an der Ausbildung beteiligter Fachkräfte in der Qualitätssicherung 
werden hohe Ansprüche an sie gestellt. Sie werden durch zahlreiche 
regionale und bundesweite Netzwerke und Portale unterstützt. Die Eig­
nung des Ausbildungspersonals soll gewährleisten, dass die notwendigen 
Kapazitäten für die Durchführung der Ausbildung im Betrieb zur Verfü­
gung stehen. 

Die persönliche Eignung bedeutet, dass die moralische Einstellung der Aus­
bilderinnen und Ausbilder und ihre Wertorientierung nicht in Widerspruch 
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zum Schutz der Jugendlichen und zur Einhaltung der geltenden Vorschrif­
ten stehen. Es werden Personen ausgeschlossen, die die Durchführung der 
Ausbildung oder die Jugendlichen selbst in Gefahr bringen können. 

Die fachliche Eignung und die berufliche Erfahrung stellen sicher, dass die 
Ausbilderinnen und Ausbilder selber über die Fertigkeiten, Kenntnisse und 
Fähigkeiten verfügen, die sie zu vermitteln haben. Darüber hinaus wissen 
sie, wie die Inhalte der Ausbildung pädagogisch am besten zu vermitteln 
sind. 

Da der Ausbildungsprozess mit konkreten Arbeitsaufgaben verbunden ist 
und die Verfügbarkeit der Ausbilderinnen und Ausbilder nicht jederzeit für 
alle Auszubildenden gewährleistet werden kann, können Teile der Ausbil­
dung an weitere Mitarbeiter/-innen delegiert werden, die persönlich ge­
eignet sind. 

8.	 Die Ausbildungsstätten sind nach Art und Einrichtung 
für die Berufsausbildung geeignet 

Beschreibung 
Sobald ein Betrieb die Eintragung eines Ausbil­
dungsverhältnisses bei der Kammer beantragt, 
wird die Feststellung der Eignung der Aus­
bildungsstätte initiiert. Die Eignung ist nicht 
allgemeingültig, sondern nur für den betref­
fenden Ausbildungsberuf. Die gültige Ausbil­
dungsordnung liegt in der Ausbildungsstätte 
vor. Aus dem Ausbildungsrahmenplan wird ein betrieblicher Ausbildungs­
plan abgeleitet mit Angaben über die konkreten Ausbildungsplätze, die 
Ausbildungsabschnitte, die zu vermittelnden Ausbildungsinhalte und die 
zugeordneten Ausbildungszeiten. Für Inhalte, die im Betrieb nicht in vol­
lem Umfang vermittelt werden können, können Ausbildungsmaßnahmen 
in überbetrieblichen Berufsbildungsstätten (ÜBS) oder im Verbund mit an­
deren Partnern stattfinden. Diese Maßnahmen sind dann im Berufsausbil­
dungsvertrag festzuhalten. 

Die betrieblichen Arbeits- und Geschäftsprozesse gewährleisten die Errei­
chung der beruflichen Handlungsfähigkeit entsprechend der Ausbildungs­
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ordnung. Die erforderlichen Einrichtungen und notwendigen Ausbildungs­
mittel sind vorhanden. Die angemessene Zeit für Ausbildungszwecke steht 
zur Verfügung. 

Um einen normalen Ablauf der Ausbildung zu sichern, werden qualita­
tive und quantitative Verhältnisse beachtet. So steht die Zahl der Auszu­
bildenden kontinuierlich in einem angemessenen Verhältnis zur Zahl der 
Ausbildungsplätze oder zur Zahl der beschäftigten Fachkräfte (Richtwert: 
ein Auszubildender zu drei Fachkräften). Die Zahl der Auszubildenden hat 
auch in einem angemessenen Verhältnis zur Zahl der Ausbilderinnen und 
Ausbilder zu stehen (nebenberuflicher Ausbilder und ausbildende Fach­
kraft: maximal drei Auszubildende; hauptberufliche Ausbilderin: maximal 
16 Auszubildende). 

Relevanz für die Qualitätssicherung 
Die Eignung der Ausbildungsstätten stellt sicher, dass die materiellen Res­
sourcen und Bedingungen für die Durchführung der Ausbildung vorhanden 
sind und dass ein normaler Ablauf der Ausbildung ohne Störung für jede 
Auszubildende und jeden Auszubildenden gewährleistet wird. 

Bereits vor Beginn der Ausbildung stehen die Ausbildungsabschnitte und 
die dazu passenden Ausbildungsplätze fest. Diese werden so geplant, dass 
die parallel laufenden Arbeits- und Ausbildungsprozesse in Einklang ge­
bracht werden. Die Auszubildenden verfügen im Einzelnen über genü­
gend Material, Raum und Betreuung durch die Ausbilderinnen und Aus­
bilder, sodass sie weder andere Mitarbeiter/-innen noch sich gegenseitig 
stören. 

Um den Kreis der ausbildenden Betriebe zu erweitern, besteht die Möglich­
keit, dass Teile der Ausbildung in außerbetrieblichen Ausbildungsstätten 
vermittelt werden. Hier können Betriebe unter unterschiedlichen Formen 
kooperieren und die Ausbildung im Verbund durchführen. Sie können auch 
von den staatlich geförderten überbetrieblichen Berufsbildungsstätten Ge­
brauch machen. Diese außerbetrieblichen Ausbildungsmaßnahmen werden 
im Ausbildungsvertrag vereinbart, damit alle Beteiligten über die konkreten 
Lernorte im Vorfeld Bescheid wissen. 
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9.	 Die Rechte und Pflichten im Ausbildungsverhältnis 
sind geregelt 

Beschreibung 
Die Schließung eines Ausbildungsvertrags und 
seine Eintragung bei der zuständigen Stelle sind 
eine Voraussetzung für die Ausbildung. Vertrags­
partner sind der Ausbildende (Ausbildende oder 
Ausbildender ist, wer andere Personen zur Be­
rufsausbildung einstellt) und der/die Auszubil­
dende. Bei Minderjährigen ist die Zustimmung 
der gesetzlichen Vertreter erforderlich. 

Auszubildende haben einen Anspruch auf Vergütung und Urlaub. Die Vergü­
tung steigt mit fortschreitender Berufsausbildung jährlich an. Die Probezeit 
muss mindestens einen Monat und darf höchstens vier Monate betragen. 
Danach bleibt eine Kündigung aus einem wichtigen Grund für beide Par­
teien möglich. Wenn die Auszubildenden die Berufsausbildung aufgeben 
oder sich für eine andere Berufstätigkeit ausbilden lassen wollen, müssen 
sie eine Kündigungsfrist von vier Wochen einhalten. Bei vorzeitiger Beendi­
gung des Ausbildungsverhältnisses können Ausbildende oder Auszubilden­
de innerhalb von drei Monaten Schadenersatz verlangen, wenn die andere 
Vertragspartei den Grund für die Auflösung zu vertreten hat. 

Bestimmte Angaben wie Beginn, Dauer der Berufsausbildung und der regel­
mäßigen täglichen Ausbildungszeit sind in den Ausbildungsvertrag schrift­
lich aufzunehmen. Auf die Tarifverträge, Betriebs- oder Dienstvereinba­
rungen, die auf das Berufsausbildungsverhältnis anzuwenden sind, wird 
hingewiesen. Die sachliche und zeitliche Gliederung der Berufsausbildung 
ist dem Vertrag als Anlage beizufügen. Die Auszubildenden dokumentieren 
den Ablauf der Ausbildung täglich oder wöchentlich in einem Ausbildungs­
nachweis, der von der oder dem Ausbildenden oder von den Ausbilderinnen 
und Ausbildern mindestens monatlich geprüft wird. 

Relevanz für die Qualitätssicherung 
Die Ausbildung ist für beide Vertragsparteien mit Rechten und Pflichten ver­
bunden und darf nicht ohne Grund abgebrochen werden. Mit dem Vertrag 
wird die juristische Basis für einen erfolgreichen Abschluss der Ausbildung 
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geschaffen. Die Auszubildenden genießen einen besonderen Schutz durch 
verschiedene Bestimmungen im Jugendarbeitsschutzgesetz bezüglich ihrer 
Arbeitszeiten oder ihrer Tätigkeiten. Ihre Interessenvertretung im Betrieb 
wird durch das Betriebsverfassungsgesetz geregelt. 

Der Ausbildungsvertrag ist der Garant dafür, dass die Auszubildenden nicht 
als billige Fachkräfte ausgenutzt werden und dass sie genügend Zeit für den 
Berufsschulunterricht haben, ohne auf Freizeit oder Urlaub verzichten zu 
müssen. Da sie den Status von Arbeitnehmern haben, gelten für die Auszu­
bildenden nicht nur besondere Schutzbestimmungen, sondern grundsätz­
lich alle Regelungen des Arbeitsrechts. Die Vergütung wird nicht willkürlich 
vom Betrieb ausgezahlt, sondern im Vertrag unter Beachtung der geltenden 
Tarifverträge festgesetzt. Für Betriebe ist der Ausbildungsvertrag der Garant 
dafür, dass die Auszubildenden nicht ohne Grund das Ausbildungsverhält­
nis vorzeitig beenden und dass sie ihren Pflichten im Betrieb und in der Be­
rufsschule nachgehen. 

Der Ausbildungsprozess wird genau geplant und im betrieblichen Ausbil­
dungsplan detailliert. Wie der tatsächliche Ausbildungsprozess abläuft, 
wird von der/dem Auszubildenden im Ausbildungsnachweis dokumen­
tiert und von dem/den Ausbildenden geprüft. Dieses Instrument dient 
dann sowohl der Reflexion als auch der Überwachung und Kontrolle. 

10.	 Die berufliche Handlungsfähigkeit der Auszubildenden 
wird nach einem validen Verfahren von einem 
Prüfungsausschuss der zuständigen Stelle festgestellt 

Beschreibung 
In den Abschluss- bzw. Gesellenprüfungen wird 
der Erwerb der beruflichen Handlungsfähigkeit 
festgestellt. Der Prüfling soll nachweisen, dass 
er die erforderlichen beruflichen Fertigkei­
ten beherrscht, die notwendigen beruflichen 
Kenntnisse und Fähigkeiten besitzt und mit 
dem Lehrstoff des Berufsschulunterrichts ver­
traut ist. Um den Ausbildungsstand während der Ausbildung zu ermitteln, 
wird eine Zwischenprüfung entsprechend der Ausbildungsordnung durch­
geführt. Die Ausbildungsordnung kann stattdessen vorsehen, dass die Ab­
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schlussprüfung in zwei zeitlich auseinanderfallenden Teilen durchgeführt 
wird (gestreckte Abschlussprüfung). 

Für die Abnahme der Abschlussprüfung errichtet die Kammer in ihren Ent­
scheidungen unabhängige Prüfungsausschüsse, die mindestens aus drei 
Mitgliedern bestehen. Die Mitglieder müssen in den Prüfungsgebieten 
sachkundig und für die Mitwirkung im Prüfungswesen geeignet sein. Dem 
Prüfungsausschuss müssen als Mitglieder Beauftragte der Arbeitgeber und 
der Arbeitnehmer in gleicher Zahl sowie mindestens eine Lehrkraft einer 
berufsbildenden Schule angehören. 

Der Prüfungsausschuss beschließt über die Bewertung einzelner Prüfungs­
leistungen, der Prüfung insgesamt sowie über das Bestehen und Nichtbeste­
hen der Abschlussprüfung. 

Die Kammer erlässt eine Prüfungsordnung, die der Genehmigung der obers­
ten Landesbehörde bedarf. Die Prüfungsordnung muss die Zulassung, die 
Gliederung der Prüfung, die Bewertungsmaßstäbe, die Erteilung der Prü­
fungszeugnisse, die Folgen von Verstößen gegen die Prüfungsordnung und 
die Wiederholungsprüfung regeln. 

Relevanz für die Qualitätssicherung 
Ein wesentliches Merkmal der Qualitätssicherung im Prüfungswesen ist die 
Neutralität der Prüfer und Prüferinnen. Es gilt das Prinzip, dass nicht prüft, 
wer ausbildet. Deshalb wird die Organisation der Prüfungen nicht von den 
Betrieben oder von den Berufsschulen übernommen, sondern den Kam­
mern übertragen. Dennoch wird die Mitwirkung aller Interessengruppen 
gewährt: Arbeitgeber, Arbeitnehmer und Berufsschulen werden involviert. 

Ein weiteres Merkmal der Qualität der Prüfungen besteht darin, dass die Be­
wertung einzelner Prüfungsleistungen von mindestens zwei Prüfern über­
nommen wird. Dies trägt maßgeblich zur Objektivität der Bewertung bei. 

Die Zwischenprüfung oder der erste Teil der gestreckten Prüfung spiegeln 
den Ausbildungsstand während der Ausbildung wider. Bei Lernschwierig­
keiten erlauben sie Maßnahmen zur Gegensteuerung, bevor es zu spät wird. 
Damit kann die Wahrscheinlichkeit eines Nicht-Bestehens der Abschluss­
prüfung verringert werden. 
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Die Prüfer verfügen über zahlreiche Unterstützungsmöglichkeiten wie Fort­
bildungsangebote oder Fachportale. 

11.	 Betriebe und Berufsschulen wirken bei der 
Durchführung der Berufsausbildung zusammen 

Beschreibung 
Die Abstimmung der aus den Ausbildungsord­
nungen und Rahmenlehrplänen resultierenden 
Ausbildungsinhalte für die Lernorte Betrieb 
und Berufsschule kann am besten im Rahmen 
enger Lernortkooperation realisiert werden. 
Mit der Einführung der Lernfelder durch die 
Rahmenlehrpläne werden beide Lernorte für 
den Erwerb praktischer Kompetenzen zustän­
dig. Das Lernfeldkonzept trägt zur Intensivierung der Lernortkooperation 
bei, indem lernortübergreifende Ausbildungsprojekte zur besseren Ver­
knüpfung von Theorie und Praxis gemeinsam entwickelt werden. Berufs­
schullehrerinnen und Berufsschullehrer erfahren mehr über die aktuellen 
Anforderungen der betrieblichen Praxis. Gemeinsam mit den Ausbilderin­
nen und Ausbildern haben sie Gestaltungsmöglichkeiten zur Qualitäts­
steigerung in der Ausbildung. Neben der Abstimmung von Ausbildungs­
inhalten und von Unterrichtszeitmodellen können sie Informationen über 
Auszubildende austauschen (Anwesenheit, Lernbereitschaft, Leistung, So­
zialverhalten etc.). 

Betriebspraktika für Lehrkräfte dienen der Vertiefung der Kenntnisse über 
betriebliche Abläufe, Strukturen und Prozesse und sollen Einblicke in die 
sich stetig verändernde Arbeits- und Berufswelt bieten. Die Lehrerinnen 
und Lehrer werden für die Bedürfnisse der Unternehmen sensibilisiert und 
können ihr neu gewonnenes Wissen an die Auszubildenden weitergeben. 
Die Praktika helfen beim Aufbau eines persönlichen Kontaktnetzes für die 
Lehrkraft und eröffnen neue Möglichkeiten für eine nachhaltige Koopera­
tion zwischen Betrieben und Berufsschulen. 
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Relevanz für die Qualitätssicherung 
Die zur Erreichung der beruflichen Handlungskompetenz erforderlichen Fä­
higkeiten wie ganzheitliches Denken, Teamfähigkeit und Reflexivität lassen 
sich nicht isoliert an einem Lernort entwickeln, sondern in enger Lernort­
kooperation. So können die theoretischen Lerninhalte mit praktischen Ge­
schäfts- und Arbeitsprozessen am besten verzahnt werden. 

Der Gesetzgeber hat auf Bundesebene keinen starren Rahmen für die Ko­
operation der Lernorte festgelegt, sondern mehrere Möglichkeiten vor­
gesehen, die von den Akteuren vor Ort je nach Bedarf und personellen 
Ressourcen in unterschiedlicher Intensität genutzt werden können. Eine 
besondere verpflichtende Form der Kooperation kann der Bund auch nicht 
durchsetzen, da diese eine Kompetenzüberschreitung im föderalen System 
wäre. Als Zuständige für den schulischen Teil des dualen Systems können 
die Bundesländer Akzente setzen und die Lernortkooperation im Schulge­
setz verankern. 

Betriebspraktika für Berufsschullehrer/-innen sind eine besondere Form 
der Lernortkooperation, die neben dem fachlichen Austausch eine Platt­
form zum Kennenlernen anbietet und zur Initiierung weiterer Aktivitäten 
geeignet ist. 
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Teil II: Qualitätssicherung im dualen 
System im Kontext des europäischen 
Qualitätssicherungsrahmens (EQAVET) 

Das Thema Qualitätssicherung in der beruflichen Bildung wird auf europäi­
scher Ebene seit mehr als einem Jahrzehnt in verschiedenen institutionellen 
Formationen bearbeitet. Diese freiwillige Zusammenarbeit wurde mit der 
am 18. Juni 2009 vom EU-Parlament und Rat verabschiedeten Empfehlung 
auf eine verbindlichere Basis gestellt. Die Empfehlung steht zugleich für das 
Gründungsdatum des Netzwerkes, das mit seinen 34 europäischen Mitglied­
staaten (Stand 2016) bis heute unter dem Namen EQAVET (European Qua­
lity Assurance in Vocational Education and Training) aktiv ist. 

Deutschland hat die Entwicklung gemeinsamer europäischer Grundsätze 
für die Qualitätssicherung in der beruflichen Bildung von Beginn an mitge­
tragen. So richtete das BMBF bereits 2008 die „deutsche Referenzstelle für 
Qualitätssicherung in der beruflichen Bildung (DEQA-VET)“ beim BIBB ein. 

1.	 Die Aufgaben der nationalen Referenzstelle für 
Qualitätssicherung in der beruflichen Bildung (DEQA-VET) 

Die deutsche Referenzstelle setzt sich seither für die Förderung einer – wie 
es in der genannten Empfehlung heißt – „Kultur der Qualitätsverbesserung“ 
ein. Dabei steht die Vernetzung von Akteuren und Institutionen der beruf­
lichen Bildung im Zentrum der Bemühungen. Als Anlauf- und Servicestelle 
für Fragen rund um das Thema Qualitätssicherung in der beruflichen Bil­
dung operiert DEQA-VET auf der europäischen, nationalen und regionalen 
Ebene und übernimmt eine vermittelnde Rolle zwischen den verschiedenen 
Akteuren. Ziel ist es dabei, Informationsflüsse zu sichern, Initiativen anzu­
stoßen und für ein vertieftes Verständnis von Qualitätssicherung in der be­
ruflichen Bildung zu werben (siehe www.deqa-vet.de). 

In der EQAVET-Empfehlung hatten sich die europäischen Staaten – abgesehen 
von der Einrichtung nationaler Referenzstellen – auf die Nutzung und Wei­
terentwicklung des „Europäischen Bezugsrahmens zur Qualitätssicherung in 
der beruflichen Bildung“ (EQAVET-Bezugsrahmen) geeinigt. Den Mitglied­
staaten wird damit ein Referenzinstrument an die Hand gegeben, das diese 
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dabei unterstützen soll, die kontinuierliche Verbesserung ihrer Berufsbil­
dungssysteme mittels gemeinsamer europäischer Bezugsgrößen zu fördern 
und zu beobachten. Zugleich soll die Empfehlung eine Plattform für die Iden­
tifikation, die Förderung und den Austausch bewährter Verfahren nicht nur 
auf nationaler, sondern auch auf lokaler und regionaler Ebene bieten. Ziel 
dieser europäischen Initiative ist es, im Rahmen des Kopenhagen-Prozesses 
die Qualität der Berufsbildung zu steigern und die Transparenz und Kohärenz 
der Berufsbildungspolitik zwischen den Mitgliedstaaten zu verbessern, damit 
auf der Grundlage gegenseitigen Vertrauens Durchlässigkeit, Mobilität und 
lebenslanges Lernen gefördert werden. 

2. Der EQAVET-Bezugsrahmen 

Ein Blick auf den EQAVET-Rahmen zeigt, dass der Qualitätskreis mit seinen 
vier Phasen: Planen, Umsetzen, Evaluieren, Überprüfen/Anpassen – auch 
unter Deming- oder PDCA-Kreis bekannt – Kernbestandteil ist. Der Rah­
men beinhaltet sowohl eine Anbieter- als auch eine Systemebene und ist mit 
Qualitätskriterien und Deskriptoren hinterlegt. Um Rückschlüsse auf das 
Qualitätsniveau beruflicher Bildung zu ermöglichen, erarbeiteten die betei­
ligten Länder darüber hinaus zehn Qualitätsindikatoren. Diese können die 
Mitgliedstaaten nach dem Toolbox-Prinzip nutzen, um statistische Aussagen 
über den jeweiligen Stand der nationalen Berufsbildungssysteme zu gene­
rieren (Europäisches Parlament und Rat, 2009). 

Quelle: Gruber, T.; Sabbagh, H.: Europäische Standards für die Qualitätssicherung in der beruflichen Bildung und ihre natio­
nale Umsetzung. In: BWP 42 (2013) 2, S. 30–33 – URL: www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/bwp/show/7035 

Abbildung 2: Europäischer Bezugsrahmen für die Qualitätssicherung in der beruflichen Aus­ und 
Weiterbildung (EQAVET­Qualitätskreis) 
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Mit der Einigung auf den EQAVET-Qualitätssicherungsrahmen wurde also 
kein spezifisches Qualitätssicherungssystem für alle Mitgliedstaaten festge­
legt. Vor dem Hintergrund der Heterogenität von Berufsbildungssystemen 
in Europa eröffnet der Rahmen den europäischen Ländern vielmehr einen 
weiten Spielraum hinsichtlich der Frage, wie der jeweils nationale Weg der 
Qualitätssicherung in der beruflichen Bildung auszugestalten ist. Allen natio­
nalen Herangehensweisen soll jedoch das Konzept des zirkulären Planens, 
Umsetzens, Evaluierens und Überprüfens zugrunde liegen. Darauf hatte sich 
das europäische Netzwerk als zentrales und gemeinsames Prinzip für den Be­
zugsrahmen verständigt. 

Dieser prozessausgerichtete Grundsatz von EQAVET orientiert sich an der 
Philosophie bekannter Qualitätsmanagementsysteme (wie ISO, EFQM), 
die ursprünglich für industrielle Produktionsprozesse erdacht worden sind 
und später an die Rahmenbedingungen und Bedarfe von Bildungsprozessen 
an Schulen und anderen Bildungseinrichtungen angepasst wurden. In der 
überwiegenden Zahl europäischer Staaten ist die berufliche Vollzeitschule 
nach wie vor die Regel, und deshalb passt der EQAVET-Bezugsrahmen dort 
gut. In den vergangenen Jahren wurden in diesen schulisch geprägten Be­
rufsbildungsstrukturen vieler europäischer Staaten Qualitätsmanagement­
systeme eingeführt, die dem EQAVET-Bezugsrahmen entsprechen. Laut 
Kommissionsbericht zum Stand der Umsetzung der Empfehlung von 2009 
ist in 14 europäischen Mitgliedstaaten die Gestaltung der nationalen Syste­
me zur Qualitätssicherung in der beruflichen Bildung in direkter Weise von 
EQAVET beeinflusst worden (European Commission, 2014). 

3.	 Qualitätssicherung auf Basis von Sozialpartnerschaft, 
Berufskonzept und der verantwortlichen Rolle der Wirtschaft 

Wie aber wird die Qualität der beruflichen Bildung in Deutschland gesichert? 
Seit den 1990er-Jahren erreichte der Qualitätsdiskurs, der im Zusammen­
hang mit der sprunghaft angestiegenen Nutzung von Qualitätssicherungssys­
temen (ISO 9000 ff. u. a.) steht, auch in Deutschland die berufliche Bildung. 
Im Bereich der Weiterbildung setzte sich die Nutzung entsprechender Sys­
teme durch, und auch im schulischen (Berufs-)Bildungsbereich etablierten 
sich diese als Managementkonzept. Inzwischen arbeitet in Deutschland die 
Mehrheit der Bundesländer im beruflichen Schulwesen mit einem konkre­
ten Qualitätsmanagementsystem, wobei häufig landesspezifische Varianten 
entwickelt wurden, die auf den gängigen Systemen Q2E, ISO und EFQM ba­
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sieren (DEQA-VET, 2015). Die Art der Qualitätssicherung in den beruflichen 
Schulen Deutschlands entspricht also – analog zu den beruflichen Schulen 
anderer europäischer Staaten – den Prinzipien des EQAVET-Bezugsrahmens. 

Die Qualität der Ausbildung in den Betrieben – der Lernort, an dem sich 
Auszubildende in der Regel die meiste Zeit aufhalten – wird in Deutschland 
dagegen vom Grundsatz her anders gesichert. Gesetze, Verordnungen und 
Empfehlungen setzen für die betriebliche Bildung Mindeststandards fest, die 
aber Spielraum für weitere Maßnahmen der Qualitätssicherung lassen. Cha­
rakteristisch für Deutschland ist zudem, dass diese Mindeststandards zum 
großen Teil das Ergebnis von Aushandlungsprozessen darstellen, an denen 
die Sozialpartner sowie der Bund und die Länder beteiligt sind. Trotz imma­
nent divergierender Interessen zwischen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite 
werden über das Konsensprinzip tragfähige Beschlüsse möglich. Expertinnen 
und Experten aus der Berufsbildungspraxis und -politik suchen in der ihnen 
subsidiär vom Staat überlassenen Berufsbildung nach einvernehmlichen Lö­
sungen, deren Nähe zur Praxis zugleich ihre Akzeptanz erhöht. 

In Abgrenzung zur Prozessorientierung des EQAVET-Bezugsrahmens fußt die 
Qualitätssicherung in der betrieblichen Bildung in Deutschland also in erster 
Linie auf der Setzung, Einhaltung und Überwachung von Mindeststandards 
sowie den hiesigen spezifischen Rahmenbedingungen. Zu diesen zählen als 
systemprägende Merkmale das Berufs- und Konsensprinzip, die weitgehende 
Übernahme von Verantwortung durch die Wirtschaft und die Rolle der soge­
nannten „zuständigen Stellen“, die als intermediäre Einrichtungen zentrale 
Kontroll- und Unterstützungsaufgaben in der betrieblichen Bildung überneh­
men (siehe Teil III, Kapitel 2).Um deren zentrale Funktion in der deutschen 
Qualitätssicherungssystematik zu verdeutlichen, sprechen wir in dieser Bro­
schüre von einer „intermediären Ebene“. Entsprechend greift der hier ange­
wandte konzeptionelle Zugang die beiden im EQAVET-Bezugsrahmen vorhan­
denen Ebenen (System- und Anbieterebene) auf und ergänzt diese durch eine 
dritte, dazwischenliegende intermediäre Ebene (siehe Abbildung 3, S. 37). 

4. Die Idee der kontinuierlichen Verbesserungsprozesse 

Die durch den Qualitätskreis verkörperte Maxime des fortgesetzten Bemü­
hens um Verbesserung findet sich in der gesamten Systematik der deut­
schen Qualitätssicherung in der beruflichen Bildung wieder, sie stellt 
jedoch nicht das zentrale Gestaltungsprinzip dar. So kann zum Beispiel 
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die Entwicklung und Modernisierung von Ausbildungsordnungen den 
vier Phasen des Qualitätskreises zugeordnet werden (siehe Abbildung 7), 
und auch das Konzept der „beruflichen Handlungsfähigkeit“ (siehe Abbil­
dung 5) lässt sich im Sinne der umfassenden Handlung mit dem Gedan­
ken des PDCA-Kreislaufes in Beziehung setzen. Der betrieblichen Bildung 
ist der zirkuläre Gedanke der Qualitätssicherung inhärent, aber meist ist 
er nicht explizit. Das bedeutet, dass Planungs-, Umsetzungs-, Evaluie­
rungs- und Anpassungsprozesse zwar grundsätzlich durchlaufen werden, 
diese aber nicht entlang von Prozessbeschreibungen, wie sie für Qualitäts­
managementsysteme typisch sind, sondern durch historisch gewachsene 
Verfahren initiiert werden und erfolgen. 

Es konnte in den vergangenen Jahren beobachtet werden, dass – unter dem 
Einfluss der Verbreitung von Qualitätsmanagementsystemen – tradierte Ver­
fahren in Form einer Art nachholender Entwicklung rückbezüglich beschrie­
ben und standardisiert werden. So verabschiedete der BIBB-Hauptausschuss 
2008 eine Empfehlung zur Qualitätssicherung und zum Qualitätsmanage­
ment in Ordnungsverfahren. Darin wird der bis zu diesem Zeitpunkt mannig­
fach durchlaufene Prozess der Entwicklung und Modernisierung von Ausbil­
dungsordnungen ab Weisung durch das jeweils zuständige Fachministerium 
im Stil von Qualitätsmanagementsystemen idealtypisch dargestellt. 

Wie und durch wen der Prozess der Modernisierung von Ausbildungsord­
nungen jedoch angestoßen wird, ist nicht schriftlich fixiert. Nachdem in der 
Praxis Modernisierungsbedarfe in Bezug auf die Ausbildungsordnungen 
zutage getreten sind, sind es entweder die Arbeitnehmer, die Arbeitgeber, 
beide Sozialpartner, die zuständigen Ministerien oder das BIBB, die die Re­
vision in der Regel initiieren. 

Inhalte der EQAVET-Indikatoren und -Deskriptoren finden sich im deut­
schen Berufsbildungssystem ebenfalls wieder. Da diese hinsichtlich Sys­
tematik und Zuschnitt nicht am deutschen Weg der Qualitätssicherung in 
der beruflichen Bildung ausgerichtet sind, ist eine Eins-zu-Eins-Zuordnung 
nur sehr eingeschränkt möglich. Als Beispiel für Versuche in diese Richtung 
seien hier die im Bereich Berufsbildungsberichterstattung (siehe III, 1.1.3) 
erhobenen Daten zur Ausbildungsbeteiligungs- (EQAVET-Indikator 3), Ab­
schluss- (EQAVET-Indikator 4) und Vermittlungsquote (EQAVET-Indikator 5) 
genannt. Kernpunkte der EQAVET-Deskriptoren, wie etwa die Empfehlung, 
Stakeholder in allen Phasen des Qualitätskreises einzubinden, werden in 
Deutschland durch das tripartistische System, die institutionalisierte Sozial­
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partnerschaft (III, 1.1.1) und die Interessenvertretung der Auszubildenden 
(III, 3.2.2) bedient. Die Qualifizierung des ausbildenden Personals wäre ein 
weiteres Beispiel: Sie wird jeweils durch einen Deskriptor auf Anbieter- und 
Systemebene im EQAVET-Rahmen aufgegriffen – im deutschen System gibt 
es zu diesem Bereich unter anderem die Ausbilder-Eignungsverordnung und 
die Unterstützungsleistungen der zuständigen Stellen (III, 2.1.7 und 3.1.1). 

5.	 Arbeitsweltbezogenes Lernen braucht Verbindlichkeit 
und Spielraum 

Mittlerweile ist es auf europäischer Ebene Konsens, dass eine berufliche Aus­
bildung im Rahmen des dualen Systems oder auch anderer Variationen des 
arbeitsweltbezogenen Lernens dabei helfen können, den Übergang junger 
Menschen von der Schule in den Beruf gut zu bewältigen, deren Beschäfti­
gungsfähigkeit zu verbessern und damit die Zahl der jungen Erwerbslosen zu 
reduzieren (CEDEFOP, 2015). Dafür stehen nicht zuletzt das Brügge-Kom­
muniqué (Europäische Kommission, 2010), die Rigaer Schlussfolgerungen 
(Ministers in Charge for Vocational Education and Training of EU 
Member States, Candidate Countries, European Economic Area Coun­
tries, 2015) und auf gesamtbildungspolitischer EU-Ebene die New Skills 
Agenda (European Commission, 2016). In diesem Zusammenhang sind 
auch die aktuellen Ergänzungen des EQAVET-Qualitätssicherungsrahmens 
unter anderem durch den Aspekt des arbeitsplatznahen Lernens zu sehen. 

Die Erfahrungen in Deutschland zeigen, dass das am Geschäftsprozess 
orientierte Lehren und Lernen im Rahmen des dualen Systems und anderer 
Formen des arbeitsweltbezogenen Lernens in Bezug auf die Qualitätssiche­
rung besondere Anforderungen stellt, zumal die rund 430.000 deutschen 
Ausbildungsbetriebe (2016) hinsichtlich ihrer Größe, der Art der Lernorte 
und weiterer branchentypischer Rahmenbedingungen sehr heterogen sind. 

Vor diesem Hintergrund hat sich in Deutschland im betrieblichen Teil der 
dualen Ausbildung der Weg der Qualitätssicherung durch das Setzen von 
Mindeststandards, die Einbindung der Sozialpartner sowie das Berufs- und 
Konsensprinzip bewährt, weil dieser einerseits ausreichend Verbindlichkeit 
und andererseits genug Spielraum für die Vielfalt der Betriebe bietet. Er ge­
währleistet, dass sowohl kleine und mittlere Unternehmen als auch Konzer­
ne selbstverantwortlich transparente und verlässliche Ausbildung anbieten 
können. 
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Teil III: Qualitätssicherung in der 
betrieblichen Ausbildung im Mehr­
ebenensystem der beruflichen Bildung 

Die Qualitätssicherung der betrieblichen Ausbildung findet in Deutschland 
mit einem breiten Instrumentarium auf allen drei Ebenen der beruflichen 
Bildung statt: der Systemebene, der intermediären Ebene und der betrieb­
lichen Ebene (Abbildung 3). 

Im Wesentlichen werden auf Systemebene die Regelwerke wie die gesetz­
lichen Grundlagen und die Ausbildungsordnungen erarbeitet und gesetzt, 
die die Mindeststandards für die Qualitätssicherung in der betrieblichen 
Bildung vorgeben. Auf der intermediären Ebene werden diese überwacht 
und auf der Ebene der Anbieter, also der ausbildenden Betriebe, umgesetzt. 
Dabei werden die Betriebe durch die Akteure der intermediären Ebene bera­
ten und unterstützt. In der dualen Ausbildung findet das Lernen sowohl im 
Betrieb als auch in der beruflichen Schule statt. Zu diesen beiden Lernorten 
kommen gegebenenfalls weitere hinzu – wie im Fall von außerbetrieblichen 
Ausbildungsstätten. Es handelt sich also um ein Mehrebenensystem, in dem 
sowohl auf jeder Ebene als auch im Zusammenspiel zwischen den Ebenen 
die Qualität der dualen Ausbildung gesichert wird. Die Qualitätssicherung 
wird durch übergeordnete Prinzipen wie die Sozialpartnerschaft und das 
Konsensprinzip geprägt. 

Exkurs: Lernen in der Berufsschule 

Bei der dualen Ausbildung in Deutschland findet das Lernen im Betrieb und 
in der Berufsschule statt. Die Sicherung der Qualität am Lernort Schule wird 
im Folgenden kurz skizziert. Die Broschüre widmet sich jedoch vorranging 
den Mechanismen zur Qualitätssicherung der betrieblichen Ausbildung. 

Die berufliche Bildung in der Bundesrepublik Deutschland trägt den Be­
sonderheiten eines föderalen Systems Rechnung. Bedingt durch die Kultur­
hoheit der Länder liegt der Zuständigkeitsbereich des beruflichen Schul­
wesens bei den Bundesländern. 
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Quelle: eigene Darstellung

Abbildung 3: Qualitätssicherung in der betrieblichen Ausbildung 

Die vorrangige Aufgabe der Berufsschule ist die Vermittlung fachtheoretischer 
Kenntnisse für den jeweiligen Beruf. Darüber hinaus werden auch allgemein­
bildende Fächer wie Fremdsprachen, Deutsch, Sport und Religion angeboten. 

Der Unterricht an beruflichen Schulen findet als Teilzeit- oder als Block­
unterricht statt. Dabei werden in der Regel zwölf Stunden pro Woche an­
gesetzt. Der Teilzeitunterricht findet an ein bis zwei Tagen pro Woche statt. 
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Beträgt der Unterricht an einem Tag nur wenige Stunden, verbringen die
 
Auszubildenden den Rest des Tages im Betrieb. Im Fall von Blockunterricht
 
wechseln mehrwöchige Schulblöcke mit Vollzeitunterricht und betriebliche
 
Vollzeitausbildung einander ab.
 

Die Lehrinhalte richten sich nach den Rahmenlehrplänen für den berufsbezo­
genen Unterricht für den Lernort Berufsschule. Diese Empfehlungen werden
 
von der Konferenz der Kultusminister und -senatoren der Länder (KMK) be­
schlossen. Sie sind nach Lernfeldern strukturiert und so offen gestaltet, dass
 
die Länder Anpassungen vornehmen können. Die Länder können entschei­
den, ob sie die Rahmenlehrpläne unverändert und unmittelbar übernehmen
 
oder ob sie modifizierte länderspezifische Lehrpläne erstellen. Ihr Geltungs­
bereich ist der fachbezogene Unterricht in der Berufsschule. Für den allge­
meinbildenden Unterricht an Berufsschulen gibt es keinen Rahmenlehrplan
 
der KMK, hier besitzen die Länder einen großen Gestaltungsfreiraum. Rah­
menlehrpläne legen die Ziele und Inhalte des Unterrichts in den einzelnen
 
Fächern fest. Die schulinternen Lehrpläne werden auf ihrer Grundlage erstellt.
 

Es gibt vielfältige Ansichten dazu, worin sich Schulqualität ausdrückt. Viele
 
Länder haben einen Handlungs- bzw. Orientierungsrahmen abgesteckt und
 
definieren in ihm ihre eigenen Bereiche der Schulqualität. Hierzu gehören
 
beispielsweise:
 
˘˘ Lehr- und Lernprozesse/Unterrichtsqualität,
 
˘˘ Schulkultur und Schulklima,
 
˘˘ Schulmanagement und Führung,
 
˘˘ Professionalisierung der Lehrkräfte,
 
˘˘ Qualitätsentwicklung,
 
˘˘ Ergebnisse und Wirkungen.
 

Diese Qualitätsbereiche bieten Orientierung und stellen eine zentrale
 
Arbeitsgrundlage für alle mit Schulqualität befassten Gruppen dar: Lehr­
kräfte, Schülerinnen und Schüler, Schulleitungen, Schulaufsicht, Qualitäts­
beauftragte, schulinterne Steuerungsgruppen, Ministerien sowie die Schul­
inspektion. Die Rahmenbedingungen in den einzelnen Ländern, ja auch in
 
den einzelnen Schulen, sind dabei recht unterschiedlich. So variieren je
 
nach Schule Stellenwert und Ausprägung einzelner Qualitätsmerkmale.
 

An den beruflichen und berufsbildenden Schulen in Deutschland findet sich
 
also eine Vielfalt von Konzepten und Lösungen hinsichtlich der Qualitäts­
sicherung und Qualitätsentwicklung. Instrumente der externen und inter­
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nen Evaluation sind in allen Bundesländern eingeführt und in den Schul­
gesetzen der meisten Länder enthalten. 

Eine zentrale Rolle spielt in den meisten Ländern die Verpflichtung zur 
Schulprogrammarbeit. In einem Schulprogramm legen die einzelnen Schu­
len die Schwerpunkte und Ziele ihrer Arbeit fest. Die Grundlage sind hier 
landesspezifische Vorgaben. 

Des Weiteren gibt es das Instrument der Zielvereinbarungen zwischen 
Schule und Schulaufsicht. Sie sollen die nachhaltige Qualitätsentwicklung 
sicherstellen. Pädagogische Unterstützungssysteme sollen helfen, die Ziele 
der schulischen Qualitätsentwicklung zu erreichen. 

Viele Länder vertreten die Auffassung, dass Qualität nur in der Schule selbst 
erzeugt werden kann. Deshalb haben sie Projekte zur Stärkung der Eigen­
verantwortung bzw. Selbstständigkeit von Schulen aufgelegt. 

Die Mehrheit der Länder arbeitet im Bereich des beruflichen Schulwe­
sens mit einem einheitlichen Qualitätsmanagementsystem. Dabei wurden 
häufig landesspezifische Varianten entwickelt, die auf den gängigen Syste­
men Q2E (Qualität durch Evaluation und Entwicklung), ISO 9000 ff. und 
EFQM (European Foundation for Quality Management) basieren. Die Qua­
litätsmanagementsysteme sehen in unterschiedlicher Weise die Möglich­
keit einer Zertifizierung vor. Im Zusammenhang mit der Verwendung von 
Bildungsgutscheinen wird auch eine Zertifizierung von Schulen nach der 
Akkreditierungs- und Zulassungsverordnung Arbeitsförderung (AZAV) vor­
bereitet oder bereits realisiert. 
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1.	 Qualitätssicherung der betrieblichen 
Ausbildung auf Systemebene 

1.1	 Die Gestaltung der betrieblichen Ausbildung 
auf Systemebene 

Auf Systemebene werden grundsätzliche Regelungen für die betriebliche 
Bildung festgelegt. Hier werden verbindliche Mindeststandards für die in­
termediäre und die betriebliche Ebene festgelegt, was auch die Klärung von 
Zuständigkeiten und Prozessen einschließt. Bereits auf der Systemebene 
wirken Staat, Arbeitgeber sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 
jeweils vertreten durch ihre Spitzenverbände, nach dem Konsensprinzip 
zusammen. Diesbezügliche Regelungsvorschläge werden vom Parlament 
beraten und beschlossen bzw. von den zuständigen Ministerien erlassen. 

1.1.1 Qualitätssicherung durch Zusammenarbeit der Sozialpartner 
Für die berufliche Bildung und damit auch für ihre Qualität liegt die Re­
gelungskompetenz grundsätzlich beim Staat, jedoch greift er nur sehr be­
grenzt in den betrieblichen Teil der Ausbildung ein. In der Berufsbildung 
ist die Beteiligung der Anspruchsgruppen besonders stark ausgeprägt. Die 
Art der Beteiligung ist rechtlich geregelt. Hier treffen das Engagement der 
Unternehmen in der Ausbildung, die staatliche Regelungskompetenz, die 
Mitbestimmungs- und Mitwirkungsrechte der Arbeitnehmerinnen und Ar­
beitnehmer sowie die Bedeutung wissenschaftlicher Expertise zusammen. 
Hinzu kommt, dass die Bundesländer das Hoheitsrecht über das Bildungs­
wesen haben und deshalb den schulischen Teil der dualen Ausbildung re­
geln, während der Bund seine Kompetenz über den betrieblichen Teil aus­
übt. Hierfür bedarf es Kooperationsformen und Bestimmungen über die 
Zusammenarbeit bei der Ordnung und Überwachung der Berufsbildung. 

Im Kern des korporatistischen deutschen Modells der Berufsbildung stehen 
der Staat, die Arbeitgeber sowie die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
(siehe Tabelle 1). Der Staat wird vertreten durch die zuständigen Ministe­
rien auf Bundes- und Landesebene und ihre gemeinsamen Gremien sowie 
durch das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB). Die gemeinsamen Gre­
mien der staatlichen Akteure sind in erster Linie die Ständige Konferenz der 
Kultusminister und -senatoren der Länder (KMK) und der Bund-Länder­
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Koordinierungsausschuss „Ausbildungsordnungen und Rahmenlehrpläne“ 
(KoA). In letzterem werden die curricularen Grundlagen für den schuli­
schen Teil (Rahmenlehrplan, RLP) und für den betrieblichen Teil (Ausbil­
dungsrahmenplan, ARP) einer Ausbildung im dualen System miteinander 
abgestimmt. 

Tabelle 1: Das tripartistische System in der Berufsausbildung 

Beteiligte: Gesetzliche Gremien (BBiG): 

˘ ̆ Staat: Bundes­ und Länderministerien,  
Bundesagentur  für Arbeit 

˘ ̆ Arbeitgeber: Arbeitgeberverbände,  
Kammern 

˘ ̆ Arbeitnehmerinnen und   
Arbeitnehmer: Gewerkschaften 

˘ ̆ Hauptausschuss beim Bundesinstitut  
für Berufsbildung (Bundesebene) 

˘ ̆ Landesausschüsse (Länderebene) 

˘ ̆ Berufsbildungsausschüsse,   
Prüfungsausschüsse   
(Ebene der Regionen/Kammern) 

Quelle: eigene Darstellung 

Aufseiten der Arbeitgeber beteiligen sich auf Bundesebene die Spitzen- und 
Branchenverbände der Wirtschaft sowie die Spitzenorganisationen der 
Kammern und auf regionaler Ebene die Kammern, hier insbesondere die 
Handwerkskammern und die Industrie- und Handelskammern, sowie regio­
nale Wirtschafts-, Arbeitgeber- und Fachverbände. Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer, die Auszubildenden eingeschlossen, werden von Gewerk­
schaften vertreten. Je nach Gremium werden Vertreterinnen und Vertreter 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes als Spitzenverband oder der Einzelge­
werkschaften entsandt. 

Der institutionelle Ort für die tripartistische Zusammenarbeit von Staat, Ar­
beitgebern und Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern sind die folgenden 
Ausschüsse, die auf drei Ebenen angesiedelt sind: der BIBB-Hauptausschuss 
für die Bundesebene, die Landesausschüsse für die Ebene der Bundesländer 
und die Berufsbildungsausschüsse auf der regionalen Ebene der einzelnen 
Kammern. 

Der BIBB-Hauptausschuss gewährleistet über die von ihm erarbeiteten und 
im Konsens beschlossenen Empfehlungen die Einheitlichkeit der Anwen­
dung gesetzlicher Bestimmungen zur Berufsbildung, beispielsweise durch 
Musterprüfungsordnungen. Ihm gehören Vertreterinnen und Vertreter des 
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Bundes, der Länder und der Sozialpartner sowie beratend je eine Person aus 
der Bundesagentur für Arbeit, aus den Spitzenverbänden der Kommunen 
und dem Wissenschaftlichen Beirat des BIBB an (Abbildung 4). Die Arbeit 
des Hauptausschusses wird durch Unterausschüsse ergänzt. Die Landes-
und Berufsbildungsausschüsse werden im Kapitel 2 vorgestellt. 

 
 

Arbeitnehmer Arbeitgeber 

8 Beauftragte 8 Beauftragte 
8 Stimmen 8 Stimmen 

Bund Länder 

5 Beauftragte 8 Beauftragte 
8 Stimmen 8 Stimmen 

Beratend: 

1 Beauftragte/­r der Bundesagentur für Arbeit 
1 Beauftragte/­r der auf Bundesebene bestehenden kommunalen Spitzenverbände 

1 Beauftragte/­r des wissenschaftlichen Beirats 

Ausschuss für Fragen behinderter Menschen 
Ständiger Unterausschuss 

Unterausschuss Berufsbildungsforschung 
Unterausschuss Berufsbildungsbericht 

Quelle: BIBB, 2016 

Abbildung 4: Die Struktur des BIBB­Hauptausschusses 

Die Arbeit in diesen Gremien folgt dem Konsensprinzip: Die Beteiligten 
haben nicht nur das Recht, gehört zu werden, vielmehr sollen sie ein ge­
meinsam getragenes Ergebnis erarbeiten. Es gilt also, kompromissbereit und 
verantwortungsvoll im Sinne der Sache zu agieren – trotz divergierender 
Interessen, die die Sozialpartner als Tarifpartner miteinander zu verhandeln 
haben. In den vergangenen viereinhalb Jahrzehnten seit Einführung dieser 
Gremien wird eine solche Konsenskultur tatsächlich gelebt. Der vorgegebe­
ne Rahmen unterstützt dies dadurch, dass in den Gremien die Sozialpartner 
jeweils in gleicher Stärke vertreten sind. Die sachbezogenen Diskussionen 
und Entscheidungen und die Berücksichtigung der Sichtweisen und Inter­
essen aller Betroffenen garantieren auf diese Weise, dass die Ergebnisse ein 
hohes Maß an Akzeptanz erhalten. 
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1.1.2 Rechtliche Grundlagen der Berufsbildung und 
der Qualitätssicherung 

Das Ausbildungsgeschehen in Deutschland ist für Betriebe und Auszubil­
dende nicht allein entsprechend ihren eigenen Interessen zu gestalten, son­
dern unterliegt vielfältigen Bestimmungen zu Ausbildungsinhalten, zum 
Prüfungswesen und zu Rechten und Pflichten der Beteiligten. Diese sichern 
die Qualität der Ausbildung. Eine Ausbildung in einem staatlich anerkann­
ten Ausbildungsberuf darf nach § 4 BBiG und § 25 HwO in Deutschland nur 
nach der geltenden Ausbildungsordnung erfolgen. 

Vorschriften für die Sicherung der Qualität in der Berufsbildung sind in einer 
Reihe von normativen Dokumenten – Gesetzen, Verordnungen und Empfeh­
lungen – enthalten. Die gesetzlichen Grundlagen sind das Berufsbildungsge­
setz (BBiG) und das Gesetz zur Ordnung des Handwerks oder kurz: Hand­
werksordnung (HwO). Die Inhalte des Berufsbildungsgesetzes sind die Be­
rufsausbildungsvorbereitung, die Berufsbildung, die berufliche Fortbildung 
und die berufliche Umschulung. Zudem regelt das Gesetz die Aufgaben der 
beteiligten Akteure. Es ist auch die rechtliche Grundlage für das BIBB. Die 
stetige Entwicklung der Qualität der beruflichen Bildung wurde 2005 bei 
seiner Novellierung erstmalig explizit in das BBiG aufgenommen und den 
Bundes- und Landesausschüssen für Berufsbildung als Aufgabe zugewiesen 
(§§ 79 und 83). Die Qualitätssicherung gelangt damit in den Verantwor­
tungsbereich der tripartistisch besetzten Gremien (Staat und Sozialpartner). 

Die Handwerksordnung regelt die derzeit 114 Berufe (2017) des Hand­
werks einschließlich der zugehörigen Ausbildungen. Sie enthält sowohl Be­
stimmungen des Berufsbildungsgesetzes als auch detaillierte Regelungen 
speziell für das Handwerk. Zusätzlich zum Berufsbildungsgesetz und der 
Handwerksordnung gelten Bestimmungen zum Arbeitsrecht wie das Ju­
gendarbeitsschutzgesetz und das Betriebsverfassungsgesetz für die betrieb­
liche Ausbildung. 

Wichtige normative Bestimmungen für die Berufsbildung enthalten zudem 
Rechtsverordnungen sowie Empfehlungen der gesetzlich beschriebenen 
Ausschüsse, insbesondere des BIBB-Hauptausschusses. Die Verordnungen 
werden von zuständigen Ministerien auf der Grundlage von Bestimmungen 
im Berufsbildungsgesetz und in der Handwerksordnung erlassen. Für die 
Berufsbildung spielen die Ausbildungsordnungen und die Ausbilder-Eig­
nungsverordnung (AEVO) eine große Rolle. 
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Der schulische Teil der Berufsausbildung, der rund 30 Prozent der Ausbil­
dungszeit beträgt, liegt in der Verantwortung der Bundesländer. Hierzu 
zählen länderspezifische Bildungs- und Schulgesetze, die Lehrpläne für Be­
rufsschulen, die Aus- und Weiterbildung für Lehrerinnen und Lehrer, die 
schulische Qualitätssicherung sowie spezifische Erlasse. 

1.1.3 Berichterstattung für die Berufsbildung 
Um über den jeweiligen Zustand bzw. die jeweiligen Rahmenbedingungen 
für erreichbare Qualität der betrieblichen Bildung Kenntnis zu erhalten, ist 
eine regelmäßige Berichterstattung nötig. Im § 86 BBiG heißt es: „Das Bun­
desministerium für Bildung und Forschung hat Entwicklungen in der beruf­
lichen Bildung ständig zu beobachten und darüber bis zum 1. April jeden 
Jahres der Bundesregierung einen Bericht (Berufsbildungsbericht) vorzu­
legen. In dem Bericht sind Stand und voraussichtliche Weiterentwicklun­
gen der Berufsbildung darzustellen. Erscheint die Sicherung eines regional 
und sektoral ausgewogenen Angebots an Ausbildungsplätzen als gefährdet, 
sollen in den Bericht Vorschläge für die Behebung aufgenommen werden.“ 

Für den Berufsbildungsbericht stellt das BIBB wesentliche Daten, Informati­
onen und Analysen zur beruflichen Bildung bereit. 2009 veröffentlichte das 
BIBB erstmals den Datenreport zum Berufsbildungsbericht. Darin werden 
zentrale Indikatoren zur beruflichen Aus- und Weiterbildung dargestellt 
und Entwicklungen im Zeitverlauf aufgezeigt. Ergänzend werden jährlich 
wechselnde Schwerpunktthemen behandelt. 

Bei der Berichterstattung im BIBB-Datenreport gibt es enge Kooperationen 
mit der Bundesagentur für Arbeit, mit den statistischen Ämtern des Bundes 
und der Länder und mit einer Reihe weiterer Institutionen. Es werden eige­
ne empirische Erhebungen durchgeführt sowie externe Datenquellen ausge­
wertet. Das BIBB nutzt unter anderem die Daten aus Betriebsbefragungen, 
Befragungen von Ausbildungsplatzbewerberinnen und Ausbildungsplatz­
bewerbern, Schulabgängerinnen und Schulabgängern sowie von Berufsbil­
dungsexpertinnen und Berufsbildungsexperten. 

Im Unterschied zu vielen anderen Staaten, in denen die schulische Berufs­
bildung die Regel ist, wird in Deutschland neben der Teilnahme-, der Ab­
schluss- und der Vermittlungsquote bei Berufsbildungsgängen die „erste 
Schwelle“, also der Übergang von der allgemeinbildenden Schule zur berufli­
chen Bildung, als kritischer Punkt ebenfalls genau beobachtet. Die gewonne­
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nen Erkenntnisse werden in Politik, Wissenschaft und Praxis breit rezipiert, 
fließen in ihre Arbeitsfelder ein und dienen somit auch der Evaluierung von 
Maßnahmen, Prozessen und Standards der beruflichen Bildung. Sie können 
damit auch die Rolle von Früherkennungssystemen übernehmen. 

In Bezug auf die Ausbildungssituation überwiegen bei der Bildungsbericht­
erstattung Input- und Prozessfaktoren, wenn zum Beispiel die Ausbildungs­
beteiligungsquote, die Ausbildungsbetriebsquote, die Vorbildung der Aus­
zubildenden, die Vertragslösungsquote oder die Prüfungsbeteiligungsquote 
erhoben werden. Aber es werden auch outputorientierte Kennzahlen ermit­
telt, wie bei Auswertungen zur Anzahl der bestandenen Prüfungen. 

Einen Beitrag zur Berichterstattung über das nationale Bildungssystem ins­
gesamt leistet unter anderem der seit 2006 alle zwei Jahre erscheinende na­
tionale Bildungsbericht. Mit diesem Bericht wird anhand wiederkehrender 
Indikatoren eine alle Bereiche des Bildungswesens (von der frühkindlichen 
Bildung bis zur Weiterbildung) umfassende aktuelle Bestandsaufnahme 
des deutschen Bildungswesens vorgenommen. Arbeitsmarktresultate be­
ruflicher Ausbildung, nämlich Übernahme und Erwerbsstatus nach Ausbil­
dungsabschluss, ausbildungsadäquate Tätigkeit nach Qualifikationsniveau 
und Einkommen nach Beruf, werden im aktuellen nationalen Bildungsbe­
richt behandelt. 

1.1.4 Forschung und Entwicklung zur Berufsbildung 
Bei jeder verlässlichen Qualitätssicherung gilt es, kontinuierlich zu prüfen, 
ob aufgrund veränderter Rahmenbedingungen Modifikationen nötig sind. 
In diesem Sinne ist auch eine kontinuierliche Erforschung der Berufsbil­
dung notwendig, um Entwicklungen in Wirtschaft und Gesellschaft und 
den daraus resultierenden Anpassungsbedarf für das Berufsbildungssystem 
rechtzeitig zu erkennen. 

Die so gewonnenen Ergebnisse erlauben die Entwicklung evidenzbasierter 
Lösungen für die Herausforderungen im Bereich der betrieblichen Bildung 
im dualen System. Hierbei spielt das BIBB eine besondere Rolle. Die Be­
rufsbildungsforschung gehört zu seinen gesetzlichen Aufgaben (§ 90 Abs. 2 
BBiG). Zu diesen zählt die Klärung der Grundlagen von Berufsbildung, die 
Beobachtung nationaler, europäischer und internationaler Entwicklungen, 
die Ermittlung von Anforderungen an Inhalte und Ziele der Berufsbildung, 
die Vorbereitung der Berufsbildung im Hinblick auf geänderte Erfordernis­
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se sowie die Förderung von Instrumenten und Verfahren der Berufsbildung 
und des Wissens- und Technologietransfers (§ 84 BBiG). 

Die wissenschaftlichen Aufgaben des BIBB werden in Form von Forschungs­
projekten oder wissenschaftlichen Dienstleistungen wahrgenommen und 
durch einen wissenschaftlichen Beirat begleitet. Gemäß § 94 BBiG beurteilt 
dieser die Qualität von Forschungsprojekten und die wissenschaftliche Trag­
fähigkeit der Forschungsprogramme. Die Berufsbildungsforschung wird 
häufig durch spezielle Programme gefördert, die vom BMBF finanziert wer­
den. Sie erfolgt als Eigen-, Auftrags- oder Drittmittelforschung. Von beson­
derer Bedeutung sind hierbei Modellversuche als Instrumente zur exempla­
rischen Entwicklung und Erprobung von innovativen Lösungsansätzen, die 
zur qualitativen Verbesserung der beruflichen Bildung beitragen. 

Beispiel aus der Praxis 
In den Jahren 2010 bis 2013 wurde das Modellprogramm „Entwicklung und 
Sicherung der Qualität der betrieblichen Berufsausbildung“ durchgeführt. 
Es sollte vor allem bei kleinen und mittleren Unternehmen die Qualität der 
Bildungsprozesse steigern sowie das Ausbildungspersonal durch Aus- und 
Weiterbildungskonzepte und durch prozesshafte Begleitung unterstützen 
und professionalisieren. Hierzu wurden betriebliche Qualitätssicherungs­
und -entwicklungsinstrumente erstellt und Kommunikations- und Koopera­
tionsstrukturen sowie Qualifizierungskonzepte für das Ausbildungspersonal 
entwickelt. Es zeigte sich, dass eine hochwertige duale Berufsausbildung be­
sonders dann gewährleistet werden kann, wenn viele Akteure auf mehreren 
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Ebenen systematisch, kontinuierlich und transparent zusammenwirken. 
Rechtliche Rahmenbedingungen, betriebliche Voraussetzungen, die Qualifi­
kation der Ausbilder/-innen, Rechte und Pflichten der Auszubildenden, der 
pädagogische Prozess, die Zusammenarbeit der Lernorte und Netzwerke be­
zeichnen diese Ebenen. Im Zentrum der Ausbildungsaktivitäten steht dabei 
der Bildungsprozess der Jugendlichen. So lassen sich Kommunikations- und 
Kooperationsdefizite und vorzeitige Vertragsauflösungen vermeiden. Die 
Ergebnisse sind auf der DEQA-VET-Website zugänglich. 

Forschung und Entwicklung zur Berufsbildung wird auch von anderen – 
oftmals universitären und hochschulischen – Instituten und Organisationen 
geleistet. Auch ihre Ergebnisse werden bei der Fortentwicklung der Ausbil­
dungsordnungen aufgegriffen. 

1.2 Entwicklung von Ausbildungsstandards 

Die Ausbildungsordnungen und der Prozess ihrer Entwicklung sowie ihrer 
Revision bzw. Modernisierung stellen einen wesentlichen Eckpfeiler für die 
Festlegung und Sicherung von Qualitätsstandards dar. Das Grundprinzip ist 
dabei die Gliederung in einzelne Berufe. 

1.2.1 Ausbildungsordnungen und die berufliche 
Handlungsfähigkeit 

Ausbildungsordnungen setzen auf der Basis des Berufsprinzips bundes­
weit geltende Mindeststandards für die Qualität der beruflichen Bildung. 
Gemäß § 1 Absatz 3 BBiG besteht das übergeordnete Ausbildungsziel darin, 
„berufliche Handlungsfähigkeit“ zu vermitteln: „Die Berufsausbildung hat 
die für die Ausübung einer qualifizierten beruflichen Tätigkeit in einer sich 
wandelnden Arbeitswelt notwendigen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse 
und Fähigkeiten (berufliche Handlungsfähigkeit) in einem geordneten Aus­
bildungsgang zu vermitteln. Sie hat ferner den Erwerb der erforderlichen 
Berufserfahrungen zu ermöglichen.“ 

Die Auszubildenden sollen in der Ausbildung mit den vollständigen Geschäfts­
bzw. Produktionsprozessen vertraut gemacht werden, um so das Verständnis 
für die Gesamtzusammenhänge im Betrieb zu fördern und erfahrungsbasiertes 
kompetentes Handeln zu ermöglichen. Dies soll auch in der Prüfung nachge­
wiesen werden. Es geht also um ein ganzheitliches, an realen betrieblichen Ar­
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beitsprozessen ausgerichtetes Ausbilden, das junge Menschen einerseits zum 
selbstständigen Planen, Durchführen und Kontrollieren befähigt. Zum ande­
ren soll ihre Bereitschaft zu ständigem Weiterlernen gefördert werden, weil 
einmal erlerntes Fachwissen nicht für ein ganzes Berufsleben ausreicht. 

Vor diesem Hintergrund verwendet der 2013 verabschiedete Deutsche 
Qualifikationsrahmen für lebenslanges Lernen (DQR) – als nationale Um­
setzung des Europäischen Qualifikationsrahmens (EQR) – einen entspre­
chend ausdifferenzierten Kompetenzbegriff. Er beschreibt Kompetenzen 
anhand von „Fachkompetenz“ und „personaler Kompetenz“, die jeweils in 
zwei Unterkategorien unterteilt werden (Fachkompetenz: Wissen und Fer­
tigkeiten; personale Kompetenz: Selbstständigkeit und Sozialkompetenz). 
Dieser Kompetenzbegriff beansprucht eine Gleichwertigkeit mit den Anfor­
derungen an eine vollständige Handlung, welche aus den sechs Schritten 
Informieren, Planen, Entscheiden, Ausführen, Kontrollieren und Bewerten 
besteht (Abbildung 5). In diesem Sinne wird Kompetenz als umfassende 
Handlungskompetenz verstanden und geht somit weit über die Vermittlung 
von Kenntnissen und Fähigkeiten hinaus, die auf eine eingegrenzte Arbeit 
oder Tätigkeit in einem spezifischen Betrieb ausgerichtet sind. 
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Quelle: BIBB 2015, S. 23 

Abbildung 5: Handlungskompetenz und berufliche Handlungsfähigkeit 
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Verpflichtende Elemente 

1. Berufsbezeichnung 

2. Ausbildungsdauer 

3. Ausbildungsberufsbild: Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten (Minimum) 

4. Ausbildungsrahmenplan: Gliederung der Vermittlung dieser Kompetenzen 

5. Prüfungsanforderungen 

Quelle: eigene Darstellung 

Abbildung 6: Verpflichtende Elemente von Ausbildungsordnungen 

Ausbildungsordnungen werden von den Sozialpartnern sowie Bund und 
Ländern auf Basis des genannten Konsensprinzips erarbeitet und verhan­
delt. Sie enthalten nach § 5 BBiG und nach § 26 HwO neben den optionalen 
die in Abbildung 6 dargestellten verpflichtenden Elemente. Ausbildungs­
ordnungen können darüber hinaus freiwillige Elemente enthalten, wie 
etwa die Möglichkeit der Stufenausbildung, der gestreckten Abschlussprü­
fung oder den Erwerb von zusätzlichen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnis­
sen und Fähigkeiten, die die berufliche Handlungsfähigkeit ergänzen oder 
erweitern. 

1.2.2 Das Ordnungsverfahren für Ausbildungsberufe 
Für die Entstehung und Modernisierung von staatlich anerkannten Ausbil­
dungsberufen gibt es einen definierten Prozess, der in der Empfehlung des 
BIBB-Hauptausschusses Nr. 130 festgehalten ist. Wie in Abbildung 7 gezeigt, 
können ihm die Phasen des Regelkreises der Qualitätssicherung Planung/ 
Planning, Implementierung/Implementation, Evaluation und Verbesserung/ 
Review zugeordnet werden. 

(1) Vorphase (Review): Die Initiative zur Entwicklung eines neuen Ausbil­
dungsberufs geht in der Regel von den Sozialpartnern aus. Ein erster Kris­
tallisationspunkt ist häufig die betriebliche Wahrnehmung, dass bestehende 
Ausbildungsinhalte mit den betrieblichen Realitäten immer schwieriger in 
Übereinstimmung zu bringen oder Tätigkeiten gar nicht Gegenstand einer 
Ausbildungsordnung sind. 

Im Rahmen von (branchenbezogenen) Fachtagungen, Fachgesprächen oder 
Stellungnahmen wird der Veränderungsbedarf artikuliert. Dieser wird ar­
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beitgeberseitig vom Kuratorium der deutschen Wirtschaft für Berufsbildung 
(KWB) als gemeinsame Einrichtung der Spitzenverbände der Wirtschaft 
und arbeitnehmerseitig vom Deutschen Gewerkschaftsbund aufgenommen 
und koordiniert. Die Initiative kann aber auch von Ergebnissen aus For­
schungsprojekten oder von Gutachten des BIBB ausgehen. 
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Koordinierungsausschuss Bund – Länder 

Entwurf Ausbildungsordnung Entwurf Rahmenlehrplan 

Gemeinsame Sitzung (Sachverständige des Bundes und der Länder) 

Erprobung neu entwickelter anerkannter Ausbildungsberufe 

Evaluation neu entwickelter anerkannter Ausbildungsberufe 

Anpassung aufgrund von Evaluationsergebnissen 

Üb
er

pr
üf

un
g 

Ev
al

ui
er

un
g 

Pl
an

un
g 

Quelle: Bretschneider (2016) 

Abbildung 7: Prozessbeschreibung der Entwicklung von Ausbildungsordnungen 

In Vorfelduntersuchungen – das können je nach Anforderungen breit ange­
legte Studien oder auch Kurzexpertisen sein – wird der Bedarf zukünftiger 
Qualifikationen möglichst präzise analysiert. Die Ergebnisse fließen dann in 
das Ordnungsverfahren ein. 
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(2) Festlegung von Eckwerten (Planung). In einer ersten Konkretisierungs­
phase zur Neuordnung eines Ausbildungsberufs werden, basierend auf den 
im BBiG genannten verpflichtenden Elementen (siehe Abbildung 6), Eck­
werte erarbeitet, die zwischen den Sozialpartnern abgestimmt werden. Sie 
orientieren sich an der bundesweit geltenden Grundstruktur einer Ausbil­
dungsordnung. 

Die Sozialpartner leiten diese Eckwerte mit der Bitte um ein sogenanntes 
Antragsgespräch an das zuständige Fachministerium weiter. An diesem 
Gespräch nehmen Vertreterinnen und Vertreter der Arbeitgeber, der Ar­
beitnehmer, des jeweiligen Fachministeriums, des Bundesministeriums für 
Bildung und Forschung, der KMK sowie des BIBB teil. Alle Beteiligten be­
schließen – gegebenenfalls in angepasster Form – im Konsens die Eckwerte 
als Grundlage für die Erarbeitung der Ausbildungsordnung. Darauf wird das 
BIBB beauftragt, den Prozess zur Erarbeitung der Ausbildungsordnung zu 
gestalten und zu koordinieren. 

(3) Erarbeitung und Abstimmung der Ausbildungsordnung (Implementie­
rung). In diesem Prozess wird der Ausbildungsrahmenplan für die Betrie­
be erstellt. Der Ausbildungsrahmenplan beinhaltet das Berufsbild, aufge­
gliedert in die erforderlichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten. In 
einem weiteren Schritt werden die Prüfungsbestimmungen festgelegt. 

Parallel dazu und darauf abgestimmt entwickelt die KMK einen Rahmen­
lehrplan für die Berufsschulen. In diesem Prozess stimmen die beiden Gre­
mien die Inhalte in einer Entsprechungsliste ab. Die erarbeiteten Entwürfe 
zur Ausbildungsordnung, zum Rahmenlehrplan und zu den Prüfungsbe­
stimmungen werden in einer „Gemeinsamen Sitzung“ beraten und im Hin­
blick auf ihre inhaltliche und zeitliche Koordination abgestimmt. Dieser Ent­
wurf wird dem Hauptausschuss des BIBB zur Stellungnahme übermittelt. 
Stimmt dieser dem Entwurf zu, wird er an das zuständige Bundesministe­
rium mit der Bitte übergeben, die Ausbildungsordnung in der vorliegenden 
Form zu erlassen. Kann im Hauptausschuss kein Konsens über eine Ausbil­
dungsordnung hergestellt werden, müssen die Inhalte überarbeitet und der 
weitere Prozess zunächst zurückgestellt werden. Im Konsensfall treffen sich 
die Bund- und Länderrepräsentanten im KoA zur Beschlussfassung. 

(4) Erlass und Verordnung. Nach einer Prüfung des Entwurfes durch den 
sogenannten Normenkontrollrat, welcher die Bundesregierung bezüglich 
Bürokratieabbau und besserer Rechtsetzung berät, und einer Rechtsförm­
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lichkeitsprüfung durch das Bundesministerium für Justiz und Verbraucher­
schutz wird die Ausbildungsordnung vom zuständigen Fachminister im Ein­
vernehmen mit dem BMBF durch Rechtsverordnung erlassen. Sie wird im 
Bundesgesetzblatt veröffentlicht und tritt jeweils an einem 1. August, dem 
Beginn eines Ausbildungsjahres, in Kraft. Im Anschluss wird der von der 
Kultusministerkonferenz beschlossene Rahmenlehrplan gemeinsam mit der 
Ausbildungsordnung im Bundesanzeiger veröffentlicht. 

Die Ausbildungsordnung und der betriebliche Ausbildungsrahmenplan sind 
von den Ausbildungsbetrieben mit ihrem Inkrafttreten umzusetzen. Der 
Rahmenlehrplan wird den Berufsschulen der Bundesländer zur Anwen­
dung empfohlen. Die Ausbildungspraxis wird bei der Umsetzung der neuen 
Ausbildungsordnung durch Umsetzungshilfen, die die Inhalte der moder­
nisierten Ausbildung sowie die Prüfungsbestimmungen näher erläutern, 
unterstützt. 

Sofern neu entwickelte Ausbildungsberufe in Kraft treten, wie im Jahr 
2005 die Fachkraft Agrarservice, werden diese zunächst einer Erprobung 
(Evaluation) unterzogen, um mögliche Schwachstellen zu identifizieren. 
Eine solche Erprobungsphase umfasst in der Regel einen Zeitraum von fünf 
Jahren. Die Untersuchung erfolgt in Form einer Evaluation, bei der Inhalte, 
Strukturen und Umsetzungsbedingungen systematisch in den Blick genom­
men werden. Sie wird in der Regel von Akteuren der Sozialpartner, des Bun­
des und der Länder begleitet. 

Auf Basis der gewonnenen Erkenntnisse passen Sozialpartner, Bund und 
Länder unter Leitung des BIBB die Erprobungsverordnung auf dem Wege 
der beschriebenen Erarbeitung und Abstimmung von Ausbildungsordnun­
gen an, die im Anschluss in sogenanntes Dauerrecht überführt werden kön­
nen (Review). 

Das Setzen von Mindeststandards, die mehrfach verschränkten Abstim­
mungsprozesse zwischen allen Anspruchsgruppen und weitere qualitätssi­
chernde Komponenten sind typisch für das duale System, die Qualität der 
beruflichen und damit auch der betrieblichen Ausbildung sicherzustellen. 
Zudem werden so Transparenz und Akzeptanz bei den Sozialpartnern ge­
schaffen. 
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1.2.3 Die Modernisierung von Ausbildungsstandards 
In einer Zeit fortgesetzten technischen, wirtschaftlichen und gesellschaft­
lichen Wandels können einmal verabschiedete Standards jedoch schnell 
ihre Aktualität verlieren. Dies gilt es zu verhindern. Deshalb werden Ausbil­
dungsinhalte modernisiert, sobald hierzu ein Bedarf besteht. Ausbildungs­
ordnungen modern zu halten stellt einen weiteren Beitrag dar, die Qualität 
der beruflichen Bildung in Betrieb und Schule zu sichern. 

In der Praxis ist es häufiger der Fall, dass bestehende Berufe modernisiert 
oder neu zugeschnitten werden, als dass Berufe gänzlich neu erarbeitet wer­
den. So wurde die Ausbildungsordnung zur Fischwirtin/zum Fischwirt mo­
dernisiert und inhaltlich um die Kreislaufsysteme in Aquakulturen ergänzt. 
Damit haben Auszubildende seit August 2016 die Möglichkeit, sich im Laufe 
ihrer Ausbildung zur Fischwirtin/zum Fischwirt in dem Wirtschaftssektor 
Aquakultur zu spezialisieren. Diese Modernisierungen und Anpassungen 
der Ausbildungsordnungen laufen im Prinzip genauso ab wie die Ordnung 
eines gänzlich neuen Berufes. 

Damit Ausbildungsordnungen nicht zu oft modernisiert werden müssen, 
werden diese so konzipiert, dass sie von Betrieben unterschiedlicher Größe 
und Branche angewendet werden können. Dafür bedarf es einer gewissen 
Offenheit des Inhalts. Das wird erreicht, indem auf die detaillierte Beschrei­
bung von Handlungen und Techniken verzichtet wird, weil diese im Zuge 
der raschen Entwicklungen in Wirtschaft und Gesellschaft zu schnell ver­
alten. Den Betrieben verbleibt damit auch genug Spielraum, um darüber 
hinaus fachliche Inhalte zu vermitteln. 

Die Entwicklung und Modernisierung von Berufen dauert im Regelfall nicht 
mehr als zwei Jahre. Dies garantiert die Aktualität der Ausbildungsinhalte 
und damit eine hohe Qualität der Ausbildung. 

1.3 Qualität durch Berufsberatung und Unterstützung 

Bei der Auswahl einer Ausbildung werden Jugendliche durch Institutionen 
der Berufsberatung und durch Programme der Berufsorientierung unter­
stützt. Sie nehmen wichtige Funktionen bei der Berufsorientierung und bei 
der Förderung von Jugendlichen ohne Ausbildungsplatz wahr und wirken 
hierüber auf die Qualität des Ausbildungsstandes. 
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1.3.1 Berufsberatung 
Eine hohe Qualität der Ausbildung sowie später der Arbeitsleistungen hängt 
stark davon ab, dass sich Jugendliche für die Ausbildung entscheiden, die 
ihren Fähigkeiten und Neigungen entspricht. Hierzu bedarf es einer recht­
zeitigen Auseinandersetzung mit den eigenen Fähigkeiten und Neigungen 
sowie mit ihrer möglichen Verwendung in unterschiedlichen Berufen. Auf 
Systemebene können hierfür valide und unverzerrte Informationen erhoben 
und adressatengerecht aufbereitet und – in der Schulzeit beginnende – Be­
ratungsangebote eröffnet werden. Sie können damit auch den Anstoß zu 
einer mit den Wahlmöglichkeiten immer anspruchsvolleren Orientierungs­
suche und Entscheidungsfindung geben sowie diesen Prozess dauerhaft be­
gleiten. Es bedarf also des Zusammenspiels von gesicherten Fakten, der Art, 
sie zur Verfügung zu stellen, und einer persönlichen Ansprache, um eine 
angemessene Auseinandersetzung mit der eigenen Person und den Wahl­
möglichkeiten anzustoßen und zu ermöglichen. 

Die Angebote auf der Systemebene verfolgen insbesondere das Ziel, vor­
schnelle Festlegungen und Urteile über einzelne Berufe und Ausbildungs­
wege und über die eigene Eignung zu verhindern und eine informierte und 
vernunftbasierte Entscheidung zu ermöglichen. Die Präferenzen der Ju­
gendlichen beziehen sich auf eine kleine Anzahl von Berufen, die sich stark 
nach dem Geschlecht unterscheidet. Dies kann als Indikator dafür gesehen 
werden, dass bei ihnen die Suche nach dem richtigen Beruf nicht offen 
genug geführt wird. Deshalb ist es möglich und sinnvoll, durch Beratung 
die Qualität des Entscheidungsprozesses zu erhöhen. Fehlentscheidungen 
bei der Berufswahl können zu Unzufriedenheit, zu Motivationsmangel und 
zu einem Abbruch von Ausbildungswegen führen. Darunter würde nicht zu­
letzt die Qualität der Ausbildung leiden. 

Zentrale, hierfür flächendeckend eingesetzte Instrumente sind Betriebs­
praktika während der Schulzeit, Berufseinstiegsberatung an den Schulen, 
Ausbildungsbörsen im Internet, Ausbildungsmessen und Berufsinforma­
tionszentren der Arbeitsagenturen. Sie wurden in den letzten Jahren durch 
weitere Programme wie das Berufsorientierungsprogramm ergänzt. 

Beim Berufsorientierungsprogramm können Siebt- und Achtklässler aller 
Schulformen erste Schritte zu ihrer Berufswahl gehen. Es setzt sich aus 
einer meist zweitägigen Potenzialanalyse und darauffolgenden zumeist 
zweiwöchigen Werkstatttagen zusammen. Zwei oder drei Berufe können 
die Jugendlichen in diesen Tagen ganz praktisch kennenlernen, und zwar 
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überwiegend in überbetrieblichen Berufsbildungsstätten. In einigen Bun­
desländern ist die Teilnahme an diesem Programm sogar verpflichtend. 

1.3.2 Die Förderung von benachteiligten Jugendlichen und 
von Jugendlichen ohne Ausbildungsplatz 

Um Jugendliche ohne Ausbildungsplatz für die Ausbildung zu gewinnen, 
werden ihnen zur Förderung ein Berufsvorbereitungsjahr und ein Berufs­
grundbildungsjahr angeboten. Weitere Unterstützungsangebote sind Ein­
stiegsqualifizierungen, ausbildungsbegleitende Hilfen und die Assistierte 
Ausbildung. Sie bilden die Grundlage für eine gute Ausbildung auch bei 
Jugendlichen mit den unterschiedlichsten Problemen. 

Jugendlichen, die keinen Ausbildungsplatz gefunden haben, bietet die 
Bundesanstalt für Arbeit Einstiegsqualifizierungen an. Dies sind betriebli­
che Praktika mit der Dauer eines halben oder ganzen Jahres. Jugendliche 
können hierbei ihren Berufswunsch überprüfen und möglicherweise ihren 
zukünftigen Ausbildungsbetrieb kennenlernen. Sie bekommen eine Prak­
tikumsvergütung und erhalten am Ende ein Zeugnis sowie auf Antrag ein 
Zertifikat über die erworbenen Qualifikationen. 

Für lernbeeinträchtigte oder sozial benachteiligte Jugendliche besteht die 
Möglichkeit der sogenannten ausbildungsbegleitenden Hilfen. Ihr Ziel ist 
es, die jungen Menschen persönlich so zu unterstützen, dass sie ihre Ausbil­
dung erfolgreich abschließen können. Die Inhalte der Unterstützung sind 
fachlicher Art wie ein spezifischer Förderunterricht, dienen zum Abbau von 
Sprach- und Bildungsproblemen oder bestehen in der sozialpädagogischen 
Begleitung der jungen Menschen bei der Bewältigung von Alltagsproble­
men. Ansprechpersonen sind Mitarbeitende bei der Agentur für Arbeit oder 
bei den Jobcentern vor Ort, bei denen eine Unterstützung beantragt werden 
kann. Träger von Maßnahmen sind private oder gemeinnützige Bildungs­
anbieter sowie Industrie- und Handelskammern oder Handwerkskammern. 
Sie werden von der Bundesagentur für Arbeit mit der Durchführung beauf­
tragt und finanziert. Somit entstehen weder für Ausbildungsbetriebe noch 
für Auszubildende Kosten. Die Förderung findet in der Regel außerhalb der 
Arbeitszeit statt. 

Im Mai 2015 traten die gesetzlichen Regelungen zur Assistierten Ausbil­
dung in Kraft. Dabei handelt es sich um ein Modell, bei dem ein dritter 
Partner im Ausbildungsprozess mit dem Ausbildungsbetrieb und den Aus­

55 



 
 

 
 
 

zubildenden zusammenarbeitet. Es ist das Ziel, die Kluft zwischen den 
betrieblichen Anforderungen und den persönlichen Voraussetzungen der 
Jugendlichen zu überwinden. Benachteiligte oder chancenarme Jugend­
liche mit und ohne Migrationshintergrund sind hier die Adressaten des 
Programms. Träger solcher zielgruppenspezifischen Angebote sind häufig 
private oder gemeinnützige Bildungsanbieter. Auch hier übernimmt die 
Bundesagentur für Arbeit die Finanzierung. 

56 



    

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 
 

    

 

 

  
 

 
 
 

 

 

2.	 Qualitätssicherung 
auf intermediärer Ebene 

Auf intermediärer Ebene haben die Berufsbildungsausschüsse der Kammern 
und die Landesausschüsse für Berufsbildung den gesetzlichen Auftrag, auf 
eine stetige Entwicklung der Qualität der beruflichen Bildung hinzuwirken. 
Hinzu agieren auf dieser Ebene viele Akteure, die eng mit dem regionalen 
oder branchenspezifischen Ausbildungsgeschehen verbunden sind. Es han­
delt sich hauptsächlich um Gewerkschaften, Wirtschafts-, Arbeitgeber- und 
Fachverbände. Durch ihre Umfragen, Stellungnahmen, Studien und weitere 
Maßnahmen zur Qualitätsförderung wirken sie bei der Systemgestaltung 
mit und nehmen ihre Rolle als Vermittler zwischen Ausbildungspraxis und 
Systemebene wahr. 

Die Kammern haben eine zentrale Rolle für die Qualitätssicherung durch 
die ihnen vom Staat übertragenen Aufgaben. Diese Aufgaben umfassen 
die Beratung der Betriebe und der Auszubildenden, die Überwachung der 
Durchführung der Berufsausbildung und die Organisation der Prüfungen. 
Sie entscheiden über die Abkürzung oder Verlängerung der Ausbildungs­
zeit. Daneben tragen sie zur Qualifizierung des Berufsbildungspersonals mit 
der Organisation von speziellen Fortbildungsprüfungen bei. 

2.1	 Die Kammern 

2.1.1 Die Kammern als zuständige Stellen 
Neben den Wirtschafts- und Arbeitgeberverbänden sind die Kammern, vor 
allem die Industrie- und Handelskammern (IHK) und die Handwerkskam­
mern (HWK), eine tragende Säule bei der Organisierung von Wirtschafts­
interessen. Die Kammern sind Körperschaften des öffentlichen Rechts und 
übernehmen als Selbstverwaltungseinrichtung der regionalen Wirtschaft 
teilweise staatliche Aufgaben, darunter auch im Bereich der beruflichen 
Aus- und Weiterbildung. Sie werden im BBiG und in der HwO als „zuständi­
ge Stellen“ bezeichnet. 

Jeder Betrieb muss nach der gesetzlich verankerten Pflichtmitgliedschaft 
einer Kammer angehören. Auf Bundesebene sind die Kammern in Spit­
zenorganisationen zusammengeschlossen: dem Deutschen Industrie- und 
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Handelskammertag (DIHK) und dem Deutschen Handwerkskammer­
tag (DHKT). Zusammen mit anderen Spitzenorganisationen und Arbeit­
geberverbänden haben sie das Kuratorium der deutschen Wirtschaft für 
Berufsbildung (KWB) gebildet, um die Interessen der Wirtschaft in der 
Berufsbildungspolitik zu bündeln und zu koordinieren. 

Damit die Kammern ihren vom Staat übertragenen Aufgaben gerecht wer­
den und als zuverlässige Partner gelten können, sind ihre Strukturen und 
Organe gesetzlich festgelegt. Sie unterstehen der Rechtsaufsicht einer 
obersten Landesbehörde, meist den Wirtschaftsministerien. Manche Kam­
mern benutzen Qualitätsmanagementsysteme und lassen sich bzw. ihre Bil­
dungszentren nach ISO 9001 zertifizieren. 

Das Zusammenwirken der Organe wird in einer Satzung geregelt. Die Mit­
glieder wählen eine Vollversammlung, die ihrerseits das Präsidium wählt 
und den Hauptgeschäftsführer bestellt. Die Präsidiumsmitglieder sind eh­
renamtlich, die Geschäftsführer hauptamtlich tätig. Die Kammern können 
unterschiedliche Fachausschüsse zur Beratung der Vollversammlung und 
des Präsidiums bilden, die Bildung eines Berufsbildungsausschusses ist je­
doch eine gesetzliche Aufgabe. 

Die Aufgabengebiete der Kammern als zuständige Stellen werden in einem 
transparenten Ordnungssystem nach Berufsbereichen wie in Tabelle 2 wie­
dergegeben abgegrenzt: 

Tabelle 2: Bestimmung der zuständigen Stellen 

Zuständige Stelle Bereich 

Handwerkskammer Berufe der Handwerksordnung 

Industrie­ und Handelskammer nichthandwerkliche Gewerbeberufe 

Landwirtschaftskammer Berufe der Landwirtschaft 

Rechtsanwalts­, Patentanwalts­, Notar­
kammern und Notarkassen 

Rechtspflege 

Wirtschaftsprüfer­ und Steuerberater­
kammern 

Wirtschaftsprüfung und Steuerberatung 

Ärzte­, Zahnärzte­, Tierärzte­ und   
Apothekerkammern 

Gesundheitsberufe 
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2.1.2 Der Berufsbildungsausschuss 
Auf Grundlage von § 77 BBiG bzw. § 44 HwO errichten die Kammern einen 
Berufsbildungsausschuss. Dieser hat im Rahmen seiner Aufgaben auf eine 
stetige Entwicklung der Qualität der beruflichen Bildung hinzuwirken. Er 
ist in allen wichtigen Angelegenheiten der beruflichen Bildung zu unterrich­
ten und zu hören. 

Der Berufsbildungsausschuss besteht aus sechs Beauftragten der Arbeitgeber, 
sechs Beauftragten der Arbeitnehmer und sechs Lehrkräften an berufsbil­
denden Schulen mit beratender Stimme. Die Beauftragten der Arbeitgeber 
werden auf Vorschlag der Kammer, die Beauftragten der Arbeitnehmer auf 
Vorschlag der Gewerkschaften und selbstständigen Vereinigungen von Arbeit­
nehmern, die Lehrkräfte von der zuständigen Landesbehörde berufen. Die Tä­
tigkeit in diesem Gremium ist ehrenamtlich. Der Berufsbildungsausschuss ist 
beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner stimmberechtigten Mitglieder 
anwesend ist. Er beschließt mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 

Im BBiG und in der HwO sind eine Liste von wichtigen Angelegenheiten 
festgelegt, in denen der Berufsbildungsausschuss anzuhören ist. Die Anhö­
rung bedeutet, dass der Ausschuss in den Entscheidungsprozess einbezogen 
wird. Es handelt sich um den Erlass von Verwaltungsgrundsätzen (zum Bei­
spiel über die Eignung von Ausbildungsstätten oder für die Durchführung 
der Prüfungen), die Umsetzung der vom Landesauschuss für Berufsbildung 
empfohlenen Maßnahmen und wesentliche inhaltliche Änderungen des 
Ausbildungsvertragsmusters. 

Über andere wichtige Angelegenheiten muss der Berufsbildungsausschuss 
informiert werden. Es handelt sich zum Beispiel um die Statistik der Berufs­
ausbildungsverhältnisse und der Prüfungen, die Überwachungstätigkeit der 
Beraterinnen und Berater, Stellungnahmen der Kammer oder den Bau eige­
ner überbetrieblicher Berufsbildungsstätten. 

Die ihm zustehenden umfangreichen Befugnisse machen aus dem Berufs­
bildungsausschuss gleichzeitig ein Überwachungs- und ein Beschlussor­
gan der Kammer. Die von der Kammer zu erlassenden Rechtsvorschriften 
für die Durchführung der Berufsbildung werden von ihm beschlossen. Die 
Rechtsvorschriften betreffen zum Beispiel die Prüfungsordnungen und die 
Rahmenvorschriften über die Eignung der Ausbilder/-innen oder über die 
Überwachung der Ausbildungsstätten. Diese Befugnis betrifft sowohl den 
technisch-organisatorischen Vollzug als auch die inhaltliche Gestaltung der 
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Berufsbildung. Hier zeigt nochmals die Vertretung der Sozialpartner in die­
sem zentralen Beratungs- und Beschlussgremium, wie das Konsensprinzip 
auf intermediärer Ebene gelebt wird. 

Die Lehrkräfte an berufsbildenden Schulen bekommen Stimmrecht bei 
Beschlüssen zu Angelegenheiten der Berufsausbildungsvorbereitung und 
Berufsausbildung, soweit sich die Beschlüsse unmittelbar auf die Organi­
sation der schulischen Berufsausbildung auswirken. Dieses Stimmrecht ist 
zum Beispiel gegeben, wenn Verwaltungsgrundsätze für die Verkürzung der 
Ausbildungsdauer unmittelbare Auswirkungen auf die Organisation der Be­
rufsschule haben. 

2.1.3 Beratung der Betriebe und der Auszubildenden 
Die Kammern beschäftigen Ausbildungsberaterinnen oder Ausbildungsbe­
rater zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben in der Berufsbildung. Die Berate­
rinnen und Berater sind in der Regel hauptberuflich tätig. Daneben können 
nebenberufliche und ehrenamtliche Ausbildungsberaterinnen oder Aus­
bildungsberater bestellt werden. Die Beraterinnen und Berater haben die 
Eignung als Ausbilderin bzw. Ausbilder zu erfüllen und eine mehrjährige 
Berufserfahrung nachzuweisen. Sie sind unter Angabe ihres Zuständigkeits­
bereiches allen interessierten Kreisen bekanntzumachen. 

Die Empfehlung des Bundesausschusses für Berufsbildung (Vorgänger des 
Hauptausschusses des BIBB) vom 24.8.1973 definiert Grundsätze für die 
Beratung und Überwachung der Ausbildungsstätten durch Ausbildungsbe­
raterinnen oder -berater. Diese erfüllen ihre Aufgaben durch Besuche der 
Ausbildungsstätten, regelmäßige Sprechzeiten, Einzel- oder Gruppenbe­
ratung und Informationsveranstaltungen für Ausbildende, Ausbilderinnen 
bzw. Ausbilder und Auszubildende. Die Zahl der Ausbildungsberaterinnen 
oder Ausbildungsberater ist so festzusetzen, dass jede Ausbildungsstätte 
mindestens einmal im Jahr aufgesucht und überprüft werden kann. Unter 
Berücksichtigung der Zahl der Ausbildungsstätten und ihrer geografischen 
Verteilung sowie der Zahl der Auszubildenden und ihrer Verteilung auf die 
Ausbildungsstätten muss die Zahl der Ausbildungsberaterinnen oder Ausbil­
dungsberater dafür ausreichen, dass die anstehenden Beratungs- und Über­
wachungsaufgaben wahrgenommen werden können. Jede Ausbildungs­
beraterin und jeder Ausbildungsberater hat von einem Arbeitsplan bzw. 
Zeitplan auszugehen, der sicherstellt, dass die in ihrem/seinem Bereich 
liegenden Ausbildungsstätten mindestens in jährlichem Turnus aufgesucht 
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werden. Der Plan hat zu berücksichtigen, dass bei Beschwerden die betrof­
fenen Ausbildungsstätten mit Vorrang zu prüfen sind. 

Gemeinsame Schwerpunkte für die Beratung von Betrieben und Auszu­
bildenden sind die Rechte und Pflichten aus dem Ausbildungsverhältnis, 
Verkürzung und Verlängerung der Ausbildungszeit, Berufsschulbesuch 
und Teilnahme an Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungs­
stätte sowie Zwischen- und Abschlussprüfungen (Anmeldung, Zulassung, 
Anforderungen und Ablauf). Zusätzlich können sich die Betriebe über Aus­
bildungsmöglichkeiten innerhalb des gesetzlichen Rahmens, Eignung zum 
Ausbilden, betriebliche Ausbildungspläne sowie Zusammenarbeit mit den 
an der Ausbildung Beteiligten beraten lassen. Als weitere Schwerpunkte für 
die Auszubildenden können Fragen zu Aufstiegs-, Fortbildungs- und Förder­
möglichkeiten erörtert werden. 

Neben den Kammern unterstützen auch Wirtschafts-, Arbeitgeber- und 
Fachverbände sowie Bildungswerke der Wirtschaft die Unternehmen und 
ihre Auszubildenden beratend und kooperierend bei der Ausbildung und bei 
der Durchführung ausbildungsvorbereitender Maßnahmen. 

2.1.4 Überwachung der Ausbildung 
Die Kammern führen ein Verzeichnis der Berufsausbildungsverhältnisse für 
anerkannte Ausbildungsberufe, in das der wesentliche Inhalt des Berufs­
ausbildungsvertrags eingetragen wird: Angaben zur/zum Auszubildenden, 
zur/zum Ausbildenden, zu den Ausbilderinnen und Ausbildern, zum Aus­
bildungsberuf, zum Beginn der Berufsausbildung, zur Probezeit etc. Für die 
Eintragung muss der Vertrag dem BBiG und der Ausbildungsordnung ent­
sprechen, und die formalen Voraussetzungen müssen erfüllt werden. Die 
persönliche und fachliche Eignung sowie die Eignung der Ausbildungsstät­
te für das Einstellen und Ausbilden werden nachgewiesen. Auszubildende 
unter 18 Jahren müssen außerdem eine ärztliche Bescheinigung gemäß Ju­
gendarbeitsschutzgesetz zur Einsicht vorlegen. Außerdem können sie nicht 
selbst den Ausbildungsvertrag unterzeichnen oder das Ausbildungsverhält­
nis kündigen, sondern nur ihre gesetzlichen Vertreter, in der Regel die Eltern. 
Ausbildende haben unverzüglich nach Abschluss des Vertrages die Eintra­
gung in das Verzeichnis zu beantragen. Eine vorausgegangene allgemeine 
und berufliche Ausbildung der Auszubildenden sowie die Bestellung von 
Ausbilderinnen und Ausbildern sind anzuzeigen. Änderungen des wesentli­
chen Vertragsinhalts sind ebenfalls zu melden. 
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Betriebe sind verpflichtet, die für die Überwachung notwendigen Auskünfte 
zu erteilen und Unterlagen vorzulegen sowie die Besichtigung der Ausbil­
dungsstätten zu gestatten (§ 76 BBiG). 

Die Überwachungstätigkeit der Kammern bezieht sich auf die ordnungsge­
mäße Durchführung der Ausbildung. Es handelt sich zum Beispiel um die 
Eignung zum Ausbilden, die Einhaltung der Ausbildungsordnung und des 
betrieblichen Ausbildungsplans, die Anwendung der einschlägigen Vor­
schriften oder die Erfüllung von Auflagen zur Behebung von Mängeln. 

Als Anlass für die Überwachung werden normalerweise konkrete Anhaltspunk­
te dafür genommen, dass die Mindestanforderungen nicht erfüllt werden. Bei 
Beschwerden von Auszubildenden oder wiederholt schlechten Prüfungsergeb­
nissen werden die Ausbildungsberaterinnen oder Ausbildungsberater aktiv, 
zunächst mit der Beratung der Betriebe über ihre Rechte und Pflichten. Sollten 
die Mängel nicht behoben werden, kann es zur Löschung eines bestehenden 
Ausbildungsvertrags und zur Untersagung des Ausbildens kommen. 

Bei der Ausübung ihrer Überwachungstätigkeiten können die Ausbildungs­
beraterinnen oder Ausbildungsberater in Zielkonflikte zwischen der ord­
nungsgemäßen Durchführung der Ausbildung und den wirtschaftlichen In­
teressen des Betriebes geraten. Sie verfügen diesbezüglich über eine gewis­
se Flexibilität in ihren Entscheidungen, gerade wenn es darum geht, neue 
Ausbildungsplätze zu schaffen oder bestehenden Ausbildungsverhältnissen 
zum erfolgreichen Abschluss zu verhelfen. Es kann sich als zweckmäßig er­
weisen, in Einzelfällen vorübergehend nicht gravierende Mängel zu tolerie­
ren und diese dann durch Beratung und kooperative Lösungen zu beheben. 

Nach § 111 des Arbeitsgerichtsgesetzes können die Kammern zur Beile­
gung von Streitigkeiten zwischen Ausbildenden und Auszubildenden aus 
einem bestehenden Berufsausbildungsverhältnis Ausschüsse bilden, denen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer in gleicher Zahl angehören müssen. Der 
Ausschuss hat die Parteien mündlich zu hören. Wird der von ihm gefäll­
te Spruch nicht innerhalb einer Woche von beiden Parteien anerkannt, so 
kann binnen zwei Wochen nach ergangenem Spruch Klage beim zustän­
digen Arbeitsgericht erhoben werden. Der Klage muss in allen Fällen die 
mündliche Verhandlung vor dem Ausschuss vorangegangen sein. Aus Ver­
gleichen, die vor dem Ausschuss geschlossen sind, und aus Sprüchen des 
Ausschusses, die von beiden Seiten anerkannt sind, findet die Zwangsvoll­
streckung statt. Dem Schlichtungsausschuss kommt die Funktion zu, eine 
gütliche Einigung der Parteien anzustreben. 
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2.1.5 Organisation der Prüfungen 
In den anerkannten Ausbildungsberufen werden Abschlussprüfungen 
durchgeführt mit dem Ziel, den Erwerb der beruflichen Handlungsfähigkeit 
festzustellen. Der Prüfling soll nachweisen, dass er die erforderlichen be­
ruflichen Fertigkeiten beherrscht, die notwendigen beruflichen Kenntnisse 
und Fähigkeiten besitzt und mit dem Lehrstoff des Berufsschulunterrichts 
vertraut ist. Genauso wie die Ausbildungsinhalte werden die Prüfungsanfor­
derungen standardisiert und stellen somit ein wesentliches Qualitätsmerk­
mal des dualen Systems dar. 

Von besonderer Bedeutung für die Qualitätssicherung im Prüfungswesen 
ist die Neutralität der Prüfer. Deshalb wird die Organisation der Prüfungen 
nicht von den Betrieben oder von den Berufsschulen übernommen, sondern 
den Kammern übertragen. Dennoch wird die Mitwirkung aller Interessen­
gruppen gewährt: Arbeitgeber, Arbeitnehmer und Berufsschulen werden 
involviert. Für die Abnahme der Abschlussprüfung errichtet die Kammer in 
ihren Entscheidungen unabhängige Prüfungsausschüsse. 

Der Prüfungsausschuss besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mit­
glieder sind für die Prüfungsgebiete sachkundig und für die Mitwirkung im 
Prüfungswesen geeignet. Dem Prüfungsausschuss gehören als Mitglieder 
Beauftragte der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer in gleicher Zahl sowie 
mindestens eine Lehrkraft einer berufsbildenden Schule an. Mindestens 
zwei Drittel der Gesamtzahl der Mitglieder müssen Beauftragte der Ar­
beitgeber und der Arbeitnehmer sein. Die Tätigkeit ist ehrenamtlich. Die 
Mitglieder haben Stellvertreterinnen oder Stellvertreter. Der Prüfungsaus­
schuss ist beschlussfähig, wenn zwei Drittel der Mitglieder, mindestens drei, 
mitwirken. Diese Regelungen tragen dazu bei, dass Beschlüsse kollegial 
gefasst werden. Von dem Kollegialitätsprinzip wird erwartet, dass die ver­
schiedenen Sichtweisen von Arbeitgebern, Arbeitnehmern und Berufsschu­
len berücksichtigt und ausgeglichen werden. 

Der Prüfungsausschuss beschließt über die Bewertung einzelner Prüfungs­
leistungen, der Prüfung insgesamt sowie über das Bestehen und Nichtbe­
stehen der Abschlussprüfung. Der Prüfungsausschuss kann gutachterliche 
Stellungnahmen Dritter zur Bewertung einzelner Prüfungsleistungen ein­
holen. Ausgeschlossen davon sind mündliche Prüfungsleistungen, die vom 
Prüfungsausschuss selbst abgenommen werden sollen. Die Stellungnahmen 
sind aber rechtlich unverbindlich. Der Prüfungsausschuss hat das Recht, die 
vorgeschlagenen Noten zu ändern. Die Stellungnahmen ermöglichen die 
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Einbeziehung sowohl der Berufsschulen als auch des Ausbildungspersonals 
in den Betrieben bei der Ermittlung der Prüfungsleistungen. In Betrieben 
kann sich die Stellungnahme auf die Begutachtung praktischer Aufgaben 
beziehen. Der Prüfungsausschuss entscheidet auch über die Zulassung zur 
Abschlussprüfung, falls die Kammer die Zulassungsvoraussetzungen als 
nicht gegeben erachtet. 

Die Kammer erlässt eine Prüfungsordnung, die der Genehmigung der obers­
ten Landesbehörde bedarf. Die Prüfungsordnung muss die Zulassung, die 
Gliederung der Prüfung, die Bewertungsmaßstäbe, die Erteilung der Prü­
fungszeugnisse, die Folgen von Verstößen gegen die Prüfungsordnung und 
die Wiederholungsprüfung regeln. 

Um den Ausbildungsstand während der Ausbildung zu ermitteln, wird eine 
Zwischenprüfung entsprechend der Ausbildungsordnung durchgeführt. Die 
Ausbildungsordnung kann stattdessen vorsehen, dass die Abschlussprüfung 
in zwei zeitlich auseinander fallenden Teilen durchgeführt wird (gestreckte 
Abschlussprüfung). In diesem Fall ist die Teilnahme am ersten Teil eine der 
Voraussetzungen zur Zulassung zum zweiten Teil der Abschlussprüfung. 

Die Qualität beruflicher Prüfungen hängt wesentlich davon ab, inwieweit 
die Mitglieder der Prüfungsausschüsse auf ihre Aufgaben vorbereitet wer­
den. Für die Qualifizierung von Prüfungspersonal gibt es eine Reihe von 
Ansätzen, die sich inhaltlich und methodisch unterscheiden. Hier sind die 
von den Gewerkschaften, den Kammern und ihren Spitzenorganisationen 
durchgeführten Maßnahmen zur Prüferqualifizierung zu nennen. Es han­
delt sich dabei zum Beispiel um regionale Einführungsveranstaltungen und 
Seminare für neu berufene Prüfer/-innen, Erfahrungsaustausch zwischen 
Prüfungsausschüssen oder Entwicklung und Verwendung von Hilfen für 
Prüfer/-innen sowie Referenten und Referentinnen. 

2.1.6 Abkürzung und Verlängerung der Ausbildungszeit 
Eine frühzeitige Zulassung zur Abschlussprüfung sowie eine Abkürzung 
oder Verlängerung der Ausbildungszeit sind nach Beantragung möglich, 
um den besonderen Voraussetzungen von begabten bzw. benachteiligten 
Auszubildenden Rechnung zu tragen. Die Entscheidung über die gestellten 
Anträge liegt in der Zuständigkeit der Kammern und wird nach der Empfeh­
lung des Hauptausschusses des BIBB vom 27.6.2008 getroffen. 
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Die Kammer hat die Ausbildungszeit zu kürzen, wenn die Antragsteller 
glaubhaft machen, dass das Ausbildungsziel in der gekürzten Zeit erreicht 
wird. Der Antrag muss gemeinsam vom Ausbildenden und von der oder dem 
Auszubildenden schriftlich möglichst schon bei Vertragsschluss, spätestens 
ein Jahr vor Ende der Ausbildungszeit bei der Kammer gestellt werden. Die 
Abkürzung kann durch die bisherige Ausbildung (allgemeine Hochschulrei­
fe, abgeschlossene Berufsausbildung etc.) bis zu zwölf Monaten begründet 
werden. Im Einzelfall kann die Ausbildungszeit auch wegen eines Lebensal­
ters von mehr als 21 Jahren verkürzt werden. Darüber hinaus können eine 
einschlägige berufliche Grundbildung, Berufstätigkeit oder Arbeitserfah­
rung berücksichtigt werden. Die entsprechenden Zeugnisse und Unterlagen 
tragen zur Glaubhaftigkeit des Antrags bei. 

Bei berechtigtem Interesse ist auf gemeinsamen Antrag der oder des Aus­
zubildenden und des Ausbildenden die Ausbildungszeit auch in Form einer 
täglichen oder wöchentlichen Reduzierung der Arbeitszeit zu kürzen. Als Be­
rechtigung gilt zum Beispiel die Betreuung eines eigenen Kindes oder eines 
pflegebedürftigen Angehörigen. Um die Vertrautheit mit den wesentlichen 
Betriebsabläufen nicht zu gefährden, soll eine wöchentliche Mindestaus­
bildungszeit von 25 Stunden nicht unterstritten werden. Die Teilzeitausbil­
dung führt grundsätzlich nicht zu einer Verlängerung der kalendarischen 
Gesamtausbildungsdauer, es sei denn, diese ist erforderlich, um das Ausbil­
dungsziel zu erreichen. 
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Eine vorzeitige Zulassung zur Abschlussprüfung ist nach Anhörung des 
Ausbildenden und der Berufsschule möglich, wenn die oder der Auszu­
bildende überdurchschnittliche Leistungen sowohl im Betrieb als auch 
in allen prüfungsrelevanten Fächern oder Lernfeldern nachweist. Neben 
dem Zeugnis der Berufsschule sind für den Nachweis das Leistungszeug­
nis oder eine entsprechende Bescheinigung des ausbildenden Betriebes 
und die Vorlage der Zwischenprüfungsbescheinigung und des Ausbil­
dungsnachweises erforderlich. Hält die Kammer die Zulassungsvorausset­
zungen für nicht gegeben, entscheidet der Prüfungsausschuss. Die vorge­
zogene Prüfung soll nicht mehr als sechs Monate vor dem ursprünglichen 
Termin stattfinden, andernfalls geht es um eine Abkürzung der Ausbil­
dungszeit. Die Ausbildungsvertragsdauer soll in der Regel Mindestzeiten, 
insbesondere beim Zusammentreffen mehrerer Verkürzungsgründe bzw. 
bei vorzeitiger Zulassung, nicht unterschreiten: die Hälfte der Regelaus­
bildungszeit für zwei- und dreijährige Ausbildungen und 24 Monate für 
dreieinhalbjährige. 

In Ausnahmefällen erweist sich eine Verlängerung der Ausbildungszeit als 
erforderlich, um das Ausbildungsziel zu erreichen. Der Antrag ist schriftlich 
von der oder dem Auszubildenden bei der Kammer zu stellen. Er/sie muss 
glaubhaft machen, dass eine Verlängerung erforderlich ist. Als Gründe kön­
nen zum Beispiel erkennbare schwere Mängel in der Ausbildung, längere 
Ausfallzeiten oder Betreuung des eigenen Kindes angeführt werden. 

2.1.7 Qualifizierung des Berufsbildungspersonals 
Neben dem Angebot von fachlichen und berufsspezifischen Weiterbildungs­
veranstaltungen und der Vermittlung von Betriebspraktika für Lehrkräfte an 
berufsbildenden Schulen beteiligen sich die Kammern an der Qualifizierung 
des Berufsbildungspersonals mit der Organisation von Fortbildungsprüfun­
gen für das Aus- und Weiterbildungspersonal in den Betrieben. In diesem 
Qualifizierungsbereich sind Verordnungen über die Prüfung zu zwei aner­
kannten Fortbildungsabschlüssen erlassen worden: Geprüfte/-r Aus- und 
Weiterbildungspädagogin/Weiterbildungspädagoge (Bachelor-Niveau) und 
Geprüfte/-r Berufspädagogin/Berufspädagoge (Master-Niveau). Die Kam­
mern sind zuständig für die Durchführung der Prüfungen. 

Zur Prüfung zur/zum Geprüften Aus- und Weiterbildungspädagogin/Wei­
terbildungspädagogen wird zugelassen, wer einen Abschluss in einem an­
erkannten mindestens dreijährigen Ausbildungsberuf und eine mindestens 
einjährige Berufspraxis nachweist. Darüber hinaus wird zugelassen, wer 
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eine mit Erfolg abgelegte Abschlussprüfung in einem anderen anerkann­
ten Ausbildungsberuf und eine mindestens zweijährige Berufspraxis sowie 
eine erfolgreich abgelegte Prüfung nach der Ausbilder-Eignungsverordnung 
oder eine vergleichbar berufs- und arbeitspädagogische Qualifikation nach­
weist. Die Berufspraxis muss inhaltlich wesentliche Bezüge zu den Aufga­
ben haben, die eigenständig und verantwortlich wahrzunehmen sind. Diese 
Aufgaben bestehen darin, Bildungsprozesse in der Berufsausbildung sowie 
betrieblichen Weiterbildung ganzheitlich zu planen und durchzuführen. Ge­
prüfte Aus- und Weiterbildungspädagoginnen/Weiterbildungspädagogen 
sind in der Lage, Ausbildungsordnungen umzusetzen und betriebliche Wei­
terbildungsmaßnahmen zu planen. Sie sind zuständig für die Gestaltung 
von Lernprozessen und die Begleitung der Lernenden sowie für die Quali­
tätssicherung und -optimierung. 

Zur Prüfung zur/zum Geprüften Berufspädagogin/Berufspädagogen wird 
zugelassen, wer den Fortbildungsabschluss zur/zum Geprüften Aus- und 
Weiterbildungspädagogin/ Weiterbildungspädagogen oder einen Fortbil­
dungsabschluss zum/zur Fachwirt/-in, zur/zum Fachkauffrau/Fachkauf­
mann, zum/zur Industrie-, Fach- oder Handwerksmeister/-in oder einen 
vergleichbaren Fortbildungsabschluss aufgrund des Berufsbildungsge­
setzes oder der Handwerksordnung und eine anschließende mindestens 
einjährige Berufspraxis nachweist. Darüber hinaus wird zugelassen, wer 
ein abgeschlossenes Hochschulstudium oder einen staatlich anerkann­
ten Fachschulabschluss nach einer zweijährigen Fortbildung und eine 
mindestens zweijährige Berufspraxis nachweist oder wer eine mit Erfolg 
abgelegte Abschlussprüfung in einem anerkannten Ausbildungsberuf 
und eine anschließende mindestens fünfjährige Berufspraxis sowie eine 
erfolgreich abgelegte Prüfung nach der Ausbilder-Eignungsverordnung 
oder eine vergleichbare berufs- und arbeitspädagogische Qualifikation 
nachweist. Die Berufspraxis muss inhaltlich wesentliche Bezüge zu den 
Aufgaben haben, die Berufspädagoginnen/Berufspädagogen eigenstän­
dig und verantwortlich wahrnehmen. Sie leiten und koordinieren be­
rufspädagogische und Geschäftsprozesse. Sie planen und organisieren 
betriebliche Aus- und Weiterbildungsprozesse sowie Personal- und Orga­
nisationsentwicklungsmaßnahmen. Dabei ermitteln sie den betrieblichen 
und individuellen Qualifikationsbedarf und entwickeln zielgruppenge­
rechte Qualifizierungsangebote. Sie übernehmen eine Beratungs- und 
Betreuungsfunktion innerhalb des Unternehmens. Qualitätsentwicklung 
gehört ebenfalls zu ihren Aufgaben. 
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2.2 Landesausschüsse für Berufsbildung 

Der Landesausschuss hat die Landesregierung in den Fragen der Berufsbil­
dung zu beraten, die sich für das Land ergeben. Er hat im Rahmen seiner 
Aufgaben auf eine stetige Entwicklung der Qualität der beruflichen Bildung 
hinzuwirken und kann zur Stärkung der regionalen Ausbildungs- und Be­
schäftigungssituation Empfehlungen zur inhaltlichen und organisatorischen 
Abstimmung und zur Verbesserung der Ausbildungsangebote aussprechen. 

Der Landesauschuss für Berufsbildung besteht aus einer gleichen Zahl von 
Beauftragten der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer und der obersten Landes­
behörden, die Hälfte der Beauftragten der Landesbehörden muss in Fragen 
des Schulwesens sachverständig sein. Die Beauftragten der Arbeitgeber 
werden auf Vorschlag der Kammern, der Arbeitgeberverbände und der Un­
ternehmerverbände, die Beauftragten der Arbeitnehmer auf Vorschlag der 
Gewerkschaften und selbstständigen Vereinigungen von Arbeitnehmern 
berufen. Die Tätigkeit in diesem Ausschuss ist ehrenamtlich. Der Landes­
ausschuss ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder 
anwesend ist. Er beschließt mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 

Ein besonderer Schwerpunkt der Arbeit der Landesausschüsse ist die Zu­
sammenarbeit zwischen der schulischen Berufsbildung und der Berufsbil­
dung nach dem BBiG sowie die Berücksichtigung der Berufsbildung bei der 
Neuordnung und Weiterentwicklung des Schulwesens. 

Die Landesausschüsse spielen eine Rolle bei der Förderung der Durchläs­
sigkeit innerhalb der beruflichen Bildung, indem das duale System durch 
Anrechnungs- und Anerkennungsverfahren für das schulische Berufsbil­
dungssystem geöffnet wird. Das BBiG (§ 43, Absatz 2) eröffnet Absolventen 
schulischer Berufsausbildungsgänge die Möglichkeit, zur Abschlussprüfung 
der Kammer zugelassen zu werden, wenn der Bildungsgang der Berufsaus­
bildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf entspricht. Inhalte, sach­
liche und zeitliche Gliederung des Bildungsganges, gekoppelt mit einem 
angemessenen Anteil an fachpraktischer Ausbildung, müssen den Anforde­
rungen der Ausbildungsordnung gleichwertig sein. Bildungsgänge, die die 
Voraussetzungen erfüllen, werden durch Rechtsverordnungen der Länder 
bestimmt. Der Erlass dieser Verordnungen wird an das Benehmen des Lan­
desausschusses für Berufsbildung geknüpft. Die Anrechnung beruflicher 
Vorbildung auf die Ausbildungszeit wird auch durch Rechtsverordnungen 
der Länder nach Anhörung des Landesausschusses geregelt. 
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Solche Anrechnungs- und Anerkennungsverfahren tragen zur Angleichung 
der schulischen Ausbildungsgänge der Länder und zu ihrer Orientierung an 
den bundeseinheitlichen Standards der Ausbildungsordnungen bei. Durch 
die Einbeziehung des Landesausschusses werden die Sozialpartner auch auf 
intermediärer Ebene eingebunden. 

Der Landesausschuss kann Unterausschüsse einrichten, die für externe 
Mitglieder offen sind. An den Sitzungen des Ausschusses und der Unteraus­
schüsse können Vertreterinnen und Vertreter der Landesbehörden, der Ge­
meinden und Gemeindeverbände sowie der Agentur für Arbeit teilnehmen. 
So kann regionale Expertise für die Koordinierungs- und Beratungsfunktion 
des Landesausschusses gewonnen werden. Der Landesausschuss kann – zu­
sätzlich zu seinen Aufgaben – aus den gewonnenen regionalspezifischen 
Erkenntnissen Empfehlungen und Stellungnahmen weitergeben. Diese Art 
von Zusammenarbeit der regionalen Akteure ist besonders förderlich für ein 
ausgewogenes Ausbildungsstellenangebot und eine optimale Organisation 
der beruflichen Ausbildung. 
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3.	 Qualitätssicherung auf betrieblicher 
Ebene 

Die Ausbildungsbeteiligung der Betriebe im dualen System geschieht auf 
freiwilliger Basis. Sie entscheiden autonom über ihre Ausbildungsstellen­
angebote. Eine Nichtbeteiligung wird nicht mit Zwangsabgaben sanktio­
niert. Wenn sich jedoch die Betriebe zum Ausbilden entscheiden, müssen 
sie bestimmte gesetzliche Mindestanforderungen erfüllen. Die Qualitäts­
sicherung in der betrieblichen Ausbildung erfolgt also vor allem über Geset­
ze und Verordnungen sowie Empfehlungen des Hauptausschusses des BIBB. 

Über die Mindestanforderungen hinaus können die Betriebe weitere Qua­
litätskriterien selbst festlegen oder auch im Rahmen der Anwendung von 
Qualitätsmanagementsystemen eigene Maßstäbe setzen. Für die Inhalte der 
Ausbildung verfügen sie über genügend Spielräume hinsichtlich Vermitt­
lungstiefe und -breite. Ergänzend zu den Anforderungen der Ausbildungs­
ordnungen können je nach Möglichkeit und Bedarf zusätzliche Qualifika­
tionen vermittelt werden. 

Konkret basiert die Qualitätssicherung auf drei Säulen: Eignung des Be­
triebs zum Ausbilden, Festlegung der Rechte und Pflichten der Ausbilden­
den und Auszubildenden sowie die Kooperation mit den Berufsschulen. 

3.1	 Eignung des Ausbildungsbetriebes 

Nicht jeder Betrieb darf ausbilden. Die Voraussetzungen für eine erfolgrei­
che Ausbildung müssen im Vorfeld geprüft werden. Ein Betrieb darf nur 
ausbilden, wenn sowohl das Ausbildungspersonal als auch die Ausbildungs­
stätte als geeignet gelten. Bei Bedarf kann die Ausbildung in einer überbe­
trieblichen Berufsbildungsstätte (ÜBS) oder im Verbund mit anderen Be­
trieben und Bildungsträgern durchgeführt werden. Der betriebliche Ausbil­
dungsplan muss die sachliche und zeitliche Gliederung der Ausbildung in 
den jeweiligen Lernorten wiedergeben. Die Feststellung der Eignung und 
die Überwachung der stetigen Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben liegen 
im Verantwortungsbereich der zuständigen Kammer. 
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3.1.1 Eignung des Ausbildungspersonals 
Die Ausbildenden müssen persönlich geeignet sein. Als nicht geeignet gel­
ten Personen, die Kinder oder Jugendliche nicht beschäftigen dürfen oder 
gegen das BBiG und die entsprechenden Vorschriften verstoßen haben 
(§ 29 BBiG). Es handelt sich um Personen, die wegen bestimmter Straftaten 
und Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig verurteilt worden sind. Mit der 
persönlichen Eignung der Ausbildenden wird sichergestellt, dass deren mo­
ralischen Einstellungen und Wertorientierung nicht in Widerspruch zum 
Schutz der Jugendlichen und zur Einhaltung der geltenden Vorschriften 
stehen. Personen, die die Durchführung der Ausbildung oder die Jugendli­
chen selbst in Gefahr bringen können, werden ausgeschlossen. 

Die Ausbilderinnen und Ausbilder müssen persönlich und fachlich geeignet 
sein. Die fachliche Eignung, berufliche Erfahrung und pädagogische Kompe­
tenz stellen sicher, dass die Ausbilderinnen und Ausbilder selber über die Fer­
tigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten verfügen, die sie zu vermitteln haben. 

Unter der Verantwortung der Ausbilderinnen und Ausbilder können weite­
re Fachkräfte des Betriebes bei der Ausbildung mitwirken, die für die Ver­
mittlung von Inhalten und persönlich geeignet sind. Es wird zwischen drei 
Kategorien des Ausbildungspersonals unterschieden: neben- und hauptbe­
rufliche Ausbilderinnen und Ausbilder sowie ausbildende Fachkräfte. Die 
persönliche Eignung gilt für alle gleichermaßen. Die fachliche Eignung be­
trifft die neben- und hauptberuflichen Ausbilderinnen und Ausbilder. Als 
fachlich geeignet gelten Ausbilderinnen und Ausbilder, die die beruflichen 
sowie die berufs- und arbeitspädagogischen Fertigkeiten, Kenntnisse und 
Fähigkeiten besitzen, die für die Vermittlung der Ausbildungsinhalte erfor­
derlich sind. Während die berufliche Eignung direkt im BBiG (§ 30) expli­
ziert wird, wird die berufs- und arbeitspädagogische Eignung gesondert in 
der Ausbilder-Eignungsverordnung (AEVO) behandelt. 

Als Nachweis der erforderlichen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und 
Fähigkeiten gelten Abschlussprüfungen in einer dem Ausbildungsberuf ent­
sprechenden Fachrichtung. Die staatlich anerkannte Prüfung kann im Rah­
men einer dualen Ausbildung, einer vollzeitschulischen Ausbildung oder an 
einer deutschen Hochschule stattgefunden haben. Darüber hinaus wird eine 
praktische Ausübung des Berufs für eine angemessene Zeit vorausgesetzt. 

Die berufs- und arbeitspädagogische Eignung ist in einer Prüfung nach­
zuweisen, die aus einem schriftlichen und einem praktischen Teil besteht. 
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Diese Prüfung entspricht dem Teil IV der Meisterprüfung. Inhaltlich umfasst 
die berufs- und arbeitspädagogische Eignung die Kompetenz zum selbst­
ständigen Planen, Durchführen und Kontrollieren der Berufsausbildung in 
den Handlungsfeldern: 
˘˘ Ausbildungsvoraussetzungen prüfen und Ausbildung planen, 
˘˘ Ausbildung vorbereiten und bei der Einstellung von Auszubildenden 

mitwirken, 
˘˘ Ausbildung durchführen und 
˘˘ Ausbildung abschließen. 

Diese Handlungsfelder decken alle relevanten Prozesse der Ausbildung im 
Betrieb ab: von der Bedarfsermittlung, Erstellung des betrieblichen Ausbil­
dungsplans, inhaltlichen und organisatorischen Abstimmung mit den Ko­
operationspartnern, Auswahl der Ausbildungsmethoden und -medien und 
der individuellen Förderung der Auszubildenden bis hin zur Prüfungsvorbe­
reitung und Beratung über Weiterbildungsmöglichkeiten. Daher kommt den 
Ausbilderinnen und Ausbildern eine zentrale Rolle in der Qualitätssicherung 
der betrieblichen Ausbildung zu. 

3.1.2 Eignung der Ausbildungsstätte 
Die Ausbildungsstätte muss nach Art und Einrichtung für die Berufsausbil­
dung geeignet sein, und die Zahl der Auszubildenden muss in einem an­
gemessenen Verhältnis zur Zahl der Ausbildungsplätze oder zur Zahl der 
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beschäftigten Fachkräfte stehen. Eine Abweichung von den angemessenen 
Zahlenverhältnissen ist zulässig, wenn die Berufsausbildung nicht gefähr­
det wird. Ausbildungsmaßnahmen können außerhalb der Ausbildungsstätte 
stattfinden, wenn die erforderlichen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse 
und Fähigkeiten nicht in vollem Umfang im Betrieb vermittelt werden kön­
nen (§ 27 BBiG). Diese Maßnahmen müssen im Berufsausbildungsvertrag 
ausdrücklich vereinbart werden. 

Mit der Feststellung der Eignung der Ausbildungsstätte durch die Kammern 
wird sichergestellt, dass die materiellen Ressourcen und Bedingungen für 
die Durchführung der Ausbildung vorhanden sind und dass ein normaler 
Ablauf der Ausbildung ohne Störung für jede/-n Auszubildende/-n gewähr­
leistet wird. Das bedeutet, dass jede/-r Auszubildende über genügend Mate­
rial, Raum und Betreuung durch die Ausbilderinnen und Ausbilder verfügt. 
Die Lern- und Arbeitsprozesse sind aufeinander abgestimmt, sodass die Aus­
zubildenden weder andere Mitarbeiter/-innen noch sich gegenseitig stören. 

Die Empfehlung des Hauptausschusses des BIBB vom 16. Dezember 2015 
zur Eignung der Ausbildungsstätten hat Kriterien vorgelegt, die die An­
forderungen näher präzisieren und zur einheitlichen Anwendung der ge­
setzlichen Bestimmungen beitragen. So müssen die einschlägigen gültigen 
Ausbildungsordnungen für jeden Ausbildungsberuf, für den die Eintragung 
eines Ausbildungsverhältnisses beantragt wird, vorliegen. Mindestens An­
gaben über die konkreten Ausbildungsplätze, die Ausbildungsabschnitte, 
die zu vermittelnden Ausbildungsinhalte und die zugeordneten Ausbil­
dungszeiten sind in den betrieblichen Ausbildungsplan aufzunehmen. Die 
betrieblichen Arbeits- und Geschäftsprozesse gewährleisten, dass die Fertig­
keiten, Kenntnisse und Fähigkeiten entsprechend der Ausbildungsordnung 
vermittelt werden können. Die für die Vermittlung erforderlichen Einrich­
tungen und notwendigen Ausbildungsmittel müssen vorhanden sein, und 
die angemessene Zeit für Ausbildungszwecke muss zur Verfügung stehen. 

Die Empfehlung konkretisiert auch die angemessenen Zahlenverhältnis­
se. Als angemessenes Verhältnis der Zahl der Auszubildenden zur Zahl der 
Fachkräfte gilt in der Regel eine Auszubildende/ein Auszubildender je drei 
Fachkräfte. Nebenberufliche Ausbilderinnen bzw. Ausbilder und ausbil­
dende Fachkräfte sollen durchschnittlich nicht mehr als drei Auszubilden­
de selbst ausbilden. Hauptberufliche Ausbilderinnen und Ausbilder sollen 
nicht mehr als 16 Auszubildende in einer Gruppe unmittelbar selbst ausbil­
den. Ausnahmen sind zulässig, wenn besondere Maßnahmen zur Förderung 
der Ausbildung durchgeführt werden. 
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Die zuständige Stelle überwacht die Eignung der Ausbildungsstätte sowie 
die persönliche und fachliche Eignung. Werden Mängel der Eignung festge­
stellt, so haben Ausbildende diese innerhalb einer von der zuständigen Stel­
le gesetzten Frist zu beseitigen. Ist der Mangel der Eignung nicht zu beheben 
oder ist eine Gefährdung Auszubildender zu erwarten oder wird der Man­
gel nicht innerhalb der gesetzten Frist beseitigt, so hat die zuständige Stelle 
dies der nach Landesrecht zuständigen Behörde mitzuteilen. Diese kann für 
einen Betrieb das Einstellen und Ausbilden untersagen, wenn die notwendi­
gen Voraussetzungen nicht oder nicht mehr vorliegen. Vor der Untersagung 
sind die Beteiligten und die zuständige Stelle zu hören. 

3.1.3 Die Ausbildung in den überbetrieblichen Berufsbildungs­
stätten oder im Verbund 

Wenn der Betrieb nicht alle Ausbildungsinhalte in den eigenen Ausbildungs­
stätten vermitteln kann, können Ausbildungsmaßnahmen in einer überbe­
trieblichen Berufsbildungsstätte (ÜBS) oder in einem Verbund mit anderen 
Partnern durchgeführt werden. 

Die ÜBS leisten eine ergänzende überbetriebliche Ausbildung für Betriebe, 
die aufgrund ihrer Spezialisierung nicht alle Ausbildungsinhalte abdecken 
können. Dadurch kann die Ausbildungsfähigkeit der kleinen und mittleren 
Unternehmen gesichert werden. Neben dem BMBF fördert auch das Bun­
desministerium für Wirtschaft und Energie ÜBS. Träger von ÜBS sind in der 
Regel die Kammern und ihre Organisationen. Die Kammern können auch 
eigene ÜBS bauen. 

Die Ausbildung im Verbund bietet sich als weitere Option für Betriebe an, die 
die Ausbildungsinhalte nicht in vollem Umfang selbst vermitteln können. 
Die Auszubildenden absolvieren einzelne Ausbildungsabschnitte in Partner­
betrieben oder Bildungseinrichtungen. Diese außerhalb des Betriebes statt­
findenden Ausbildungsmaßnahmen tragen zur Eignung der eigenen Ausbil­
dungsstätte bei und somit zur Schaffung zusätzlicher Ausbildungsstellen. 

Generell eignet sich die Verbundlösung für Betriebe, die erstmalig oder in 
neuen Berufen ausbilden möchten, die Kosten der Ausbildung teilen möch­
ten, aufgrund ihrer Spezialisierung die Ausbildung nicht in vollem Umfang 
abdecken können oder ihren Auszubildenden Zusatzqualifikationen vermit­
teln wollen. 
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Die Verbundausbildung ist ein Beitrag zur Steigerung der Ausbildungsqua­
lität, insbesondere durch die Nutzung der jeweiligen betrieblichen Spezia­
lisierung für die fachliche Qualifikation der Auszubildenden. Durch die Er­
fahrung in verschiedenen Betrieben und den Umgang mit unterschiedlichen 
Menschen steigt auch die soziale Kompetenz der Auszubildenden. 

Für die Gründung eines Ausbildungsverbundes gibt es vier mögliche Orga­
nisationsformen: 
˘˘ Ausbildung in einem Leitbetrieb mit Partnerbetrieben: Der Leitbetrieb 

schließt den Ausbildungsvertrag ab und entsendet die Auszubildenden 
in die Partnerbetriebe. Diese profitieren von den Ausbildungserfahrun­
gen, Schulungs- und Laborräumen oder der Ausrüstung des Leitbetrie­
bes. So können sie die Qualität der eigenen Ausbildung steigern. 

˘˘ Auftragsausbildung: Ein Bildungsträger oder ein anderer Betrieb über­
nimmt bestimmte Abschnitte der Ausbildung als Dienstleistung. Den 
Ausbildungsvertrag schließt der Stammbetrieb ab, und er bezahlt für die 
von ihm in Auftrag gegebenen, extern erbrachten Ausbildungsleistungen. 

˘˘ Konsortium: Die Betriebe bilden gleichberechtigt gemeinsam aus und 
tauschen ihre Auszubildenden aus, um die Qualität der Ausbildung 
durch ein breiteres Themenspektrum zu erhöhen. Die Auszubildenden 
der Konsortialbetriebe schließen den Ausbildungsvertrag nur mit ihrem 
jeweiligen Stammbetrieb ab, der die Ausbildungsvergütung auch wäh­
rend der Ausbildung im Partnerbetrieb trägt. 

˘˘ Ausbildungsverein: Die Betriebe übernehmen den inhaltlichen Teil der 
Ausbildung, während der Ausbildungsverein als Vertragspartner auf­
tritt. Der Verein regelt die Zuständigkeiten der an der Ausbildung betei­
ligten Betriebe durch eine Kooperationsvereinbarung. 

3.1.4 Der betriebliche Ausbildungsplan 
Der Ausbildungsablauf ist unter Zugrundelegung der Ausbildungsordnung 
und des Ausbildungsrahmenplans so aufzugliedern, dass sowohl die zeitli­
che Folge als auch der sachliche Aufbau der Berufsausbildung ersichtlich 
werden. Der Ausbildungsplan berücksichtigt die betrieblichen Rahmenbe­
dingungen sowie die individuellen Gegebenheiten. Sollten Teile der Aus­
bildung außerhalb der Ausbildungsstätte vermittelt werden, müssen diese 
so angeordnet sein, dass betriebliche und außerbetriebliche Maßnahmen 
sinnvoll ineinandergreifen und aufeinander aufbauen. 

Der Bundesausschuss für Berufsbildung hat mit der Empfehlung zur sach­
lichen und zeitlichen Gliederung der Berufsausbildung vom 28.3.1972 die 
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Rolle des Ausbildungsplans als festen Bestandteil des Ausbildungsvertrages 
hervorgehoben. Neben der Pflicht zur Aufführung von Ausbildungsplätzen 
und Ausbildungsmitteln werden in dieser Empfehlung Kriterien zur sachli­
chen und zeitlichen Gliederung aufgelistet. 

Die sachliche Gliederung muss alle im Ausbildungsrahmenplan aufgeführ­
ten Fertigkeiten und Kenntnisse enthalten. Diese sollen so zusammenge­
fasst und gegliedert werden, dass überschaubare Ausbildungseinheiten 
entstehen, die bestimmten Funktionen (z. B. Verkauf oder Montage) oder 
bestimmten Abteilungen (z. B. Buchhaltung oder Lehrwerkstätte) der Aus­
bildungsstätte zugeordnet werden können. Die spezielle Anwendung und 
die Festigung der vermittelten Fertigkeiten und Kenntnisse sollen erst nach 
Vermittlung einer möglichst breiten Grundlage erfolgen. Wie beschrieben 
finden die Inhalte des Ausbildungsrahmenplanes ihre Entsprechung in den 
Inhalten des Rahmenlehrplanes für die Berufsschulen. 

Sofern die Ausbildungsordnung eine zeitliche Folge vorschreibt, muss diese 
unter Berücksichtigung der Reihenfolge der Prüfungen eingehalten werden. 
Die zeitliche Gliederung soll sowohl sachlogischen als auch pädagogischen 
Kriterien folgen. Sie soll entsprechend dem Ausbildungsinhalt überschau­
bare Abschnitte (höchstens sechs Monate) vorsehen und den Urlaub be­
rücksichtigen. Wenn möglich und je nach Ausbildungsberuf und Ausbil­
dungsjahr sind Unterabschnitte nach Monaten oder Wochen anzugeben. In 
begründeten Ausnahmefällen kann in begrenztem Umfang von der Gliede­
rung abgewichen werden, wenn dadurch die Teilziele und das Gesamtziel 
nicht beeinträchtigt werden. Die Ausbildungsstätte hat die Abweichung mit 
Begründung festzuhalten und der zuständigen Stelle anzuzeigen. 

Beispiel aus der Praxis: Von der Ausbildungsordnung zum 
betrieblichen Ausbildungsplan für den Ausbildungsberuf 
Kaufmann/Kauffrau für Büromanagement (Auszüge aus 
der Ausbildungsordnung zum Thema „Kundenbeziehungen“): 

Ausbildungsordnung: 
(...) 
§ 4 Struktur der Berufsausbildung, Ausbildungsberufsbild 

(1) Die Berufsausbildung gliedert sich in: 
1. gemeinsame berufsprofilgebende Fertigkeiten, Kenntnisse und Fä­

higkeiten in den Pflichtqualifikationen, 
2. weitere berufsprofilgebende Fertigkeiten (...) 
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(2) Gemeinsame berufsprofilgebende Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähig­
keiten in den Pflichtqualifikationen sind: 
1. Büroprozesse (...) 
2. Geschäftsprozesse: 

2.1 Kundenbeziehungen, 
2.2 Auftragsbearbeitung (...) 

Ausbildungsrahmenplan: 

Sachliche Gliederung (Anlage 1) 
Abschnitt A: Gemeinsame berufsprofilgebende Fertigkeiten, Kenntnisse 
und Fähigkeiten in den Pflichtqualifikationen 

Lfd. Nr. Teil des Ausbildungs­
berufsbildes 

Zu vermittelnde Fertigkeiten, Kenntnisse und 
Fähigkeiten 

(...) 

2 Geschäftsprozesse 
(§ 4 Absatz 2 Nummer 2) 

2.1  Kundenbeziehungen
   (§ 4 Absatz 2 Nummer 2.1) 

 a)  Eigene Rolle als Dienstleister im Kundenkontakt 
berücksichtigen 

 b)  Kundendaten zusammenstellen, aufbereiten 
und auswerten 

 c)  Situationsgerecht und kundenorientiert Aus­
 kunft geben und beraten 

 d) Informationen kundengerecht aufbereiten 

 e) Bedeutung von Kundenservice für die Kunden­
zufriedenheit erkennen und berücksichtigen 

(...) 

 
 
 

 
  

 

 

 

 

Zeitliche Gliederung (Anlage 2) 
A. Während der gesamten Ausbildungszeit (...) 
B. 1. bis 15. Ausbildungsmonat (...) 
C. 16. bis 36. Ausbildungsmonat 

(1) In einem Zeitraum von insgesamt elf Monaten zu vermitteln sind die Fer­
tigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten der Berufsbildpositionen aus § 4: 

 Absatz 2 Nummer 2.1 Kundenbeziehungen, 

Absatz 2 Nummer 2.2 Auftragsbearbeitung und -nachbereitung, 

Absatz 2 Nummer 2.4 personalbezogene Aufgaben, 

Absatz 2 Nummer 2.5 kaufmännische Steuerung,
 

Absatz 4 Nummer 3.2 Kommunikation.
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Lernfelder nach dem Rahmenlehrplan: 

Nr. Lernfelder 

Zeitrichtwerte 
in Unterrichtsstunden 

1. Jahr 2. Jahr 3. Jahr 

1 Die eigene Rolle im Betrieb mitgestalten und den Betrieb 
präsentieren 

40 

2 Büroprozesse gestalten und Arbeitsvorgänge organisieren 80 

3 Aufträge bearbeiten 80 

4 Sachgüter und Dienstleistungen beschaffen und Verträge 
schließen 

120 

5 Kunden akquirieren und binden 80 

6 Werteströme erfassen und beurteilen 80 

7 Gesprächssituationen gestalten 40 

(...) 

Entsprechungen zwischen Ausbildungsrahmenplan und Rahmenlehrplan: 

Ausbildungsrahmenplan Rahmenlehrplan 

Ausbildungsberufsbildpositionen 

Ausbildungs­
monate 

Schuljahr Lern­
felder 

1–15 16–36 1 2 3 

(...) 

2 Geschäftsprozesse (§ 4 Absatz 2 Nummer 2) 

2.1 Kundenbeziehungen (§ 4 Absatz 2 Nummer 2.1) 

a) Eigene Rolle als Dienstleister im 
Kundenkontakt berücksichtigen 

X X 3 

b) Kundendaten zusammenstellen, 
aufbereiten und auswerten 

X X X 3; 5 

c) Situationsgerecht und kunden­
orientiert Auskunft geben und 
beraten 

X X X 3; 7 

d) Informationen kundengerecht 
aufbereiten 

X X X 3; 7 

e) Bedeutung von Kundenservice 
für die Kundenzufriedenheit er­
kennen und berücksichtigen 

X X 3 

(...) 
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Beispiele für einen betrieblichen Ausbildungsplan: 

Sachliche Gliederung 
Abschnitt A 

Lfd. Nr. 
Teil des Ausbildungs­
berufsbildes 

Zu vermittelnde Fertigkeiten, 
Kenntnisse und Fähigkeiten 

Position 
vermittelt 

2 Geschäftsprozesse 

2.1 Kundenbeziehungen a)  Eigene Rolle als Dienstleister im   
Kundenkontakt berücksichtigen 

b)  Kundendaten sammeln, aufbereiten 
und auswerten 

c) Situationsgerecht und kundenorientiert 
Auskunft geben und beraten 

□ 

□ 

□ 

(...) 

Zeitliche Gliederung 
16. bis 36. Ausbildungsmonat 

(1) In einem Zeitraum von insgesamt elf Monaten werden die Fertigkei­
ten, Kenntnisse und Fähigkeiten der Berufsbildpositionen aus § 4 wie folgt 
vermittelt: 

Lfd. Nr. Teil des Ausbildungsberufsbildes 
Vermittlung /Fortführung 

vorgesehen 

Abteilung von – bis 

Abs. 2 2.1 Kundenbeziehungsprozesse 

Abs. 2 2.2 Auftragsbearbeitung und ­nachbereitung 

Abs. 2 2.4 personalbezogene Aufgaben 

Abs. 2 2.5 kaufmännische Steuerung 

Abs. 4 3.2 Kommunikation 

3.2	 Rechte und Pflichten der Ausbildenden und 
Auszubildenden 

Das Ausbildungsverhältnis beginnt mit der Schließung eines Ausbildungs­
vertrages und dessen Eintragung bei der zuständigen Stelle. Vertragspart­
ner sind die Auszubildenden und die Ausbildenden. Ausbildende oder Aus­
bildender ist, wer andere Personen zur Berufsausbildung einstellt. Davon zu 
unterscheiden sind diejenigen, die die Ausbildung praktisch durchführen. 
Das können Ausbildende selbst oder von ihnen beauftragte Ausbilderinnen 
und Ausbilder sein. 
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Die Rechte und Pflichten der Ausbildenden und Auszubildenden während 
der Ausbildung sind im BBiG verankert. Für die Dokumentation des Ausbil­
dungsprozesses und seiner Qualität kommt dem Führen eines Ausbildungs­
nachweises eine besondere Rolle zu. 

3.2.1 Der Ausbildungsvertrag 
Die Schließung eines Ausbildungsvertrages und seine Eintragung bei der zu­
ständigen Stelle sind Voraussetzungen zum Einstellen von Auszubildenden. 
Der Vertrag wird zwischen der oder dem Auszubildenden und der oder dem 
Ausbildenden abgeschlossen. Bei Minderjährigen ist die Zustimmung der 
gesetzlichen Vertreter erforderlich. Vertretungsberechtigt sind im Prinzip 
beide Eltern gemeinsam. Die Kammern sowie das BIBB (Empfehlung des 
Hauptausschusses vom 18.7.2005, geändert am 7.3.2008) stellen Muster­
verträge für Interessierte zur Verfügung. 

Art, sachliche und zeitliche Gliederung, Beginn und Dauer sowie Ziel der 
Berufsausbildung müssen in den Ausbildungsvertrag schriftlich aufgenom­
men werden. Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte 
sowie die Dauer der regelmäßigen täglichen Ausbildungszeit sind ebenfalls 
Gegenstand des Vertrages. Ein Ausbildungsverhältnis wird rechtlich als ein 
Arbeitsverhältnis betrachtet. Das heißt, die für den Arbeitsvertrag geltenden 
Rechtsvorschriften und Rechtsgrundsätze sind für den Ausbildungsvertrag 
anzuwenden. So entsteht für die Auszubildenden ein Anspruch auf Vergü­
tung und Urlaub. Die Vergütung steigt mit fortschreitender Berufsausbil­
dung jährlich an. Sie wird in den Tarifverträgen zwischen den Sozialpart­
nern verhandelt. Nicht-tarifgebundene Betriebe haben eine angemessene 
Vergütung zu gewähren. Der Ausbildungsvertrag muss einen Hinweis auf 
die geltenden Tarifverträge, Betriebs- oder Dienstvereinbarungen enthalten. 

Die Probezeit muss mindestens einen Monat und darf höchstens vier Mo­
nate betragen. Diese Dauer ist so angelegt, dass Ausbildende und Auszu­
bildende genügend Zeit haben, um die wesentlichen Umstände des Ausbil­
dungsverhältnisses zu prüfen. Der Zeitrahmen bis zu vier Monaten ist dazu 
angemessen, auch unter Berücksichtigung von Zeiten überbetrieblicher 
Unterweisung außerhalb des Betriebes oder für Berufsschulunterricht in 
Blockform zu Beginn der Ausbildung. 

Nach der Probezeit bleibt eine Kündigung aus einem wichtigen Grund für 
beide Parteien möglich. Wenn die Auszubildenden die Berufsausbildung 
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aufgeben oder sich für eine andere Berufstätigkeit ausbilden lassen wol­
len, müssen sie eine Kündigungsfrist von vier Wochen einhalten. Diese 
Ausstiegsmöglichkeit erlaubt den Jugendlichen eine berufliche Umorien­
tierung, wenn sich ihrem Ermessen nach die Aussichten auf einen erfolg­
reichen Abschluss der Ausbildung verringert haben. Bei vorzeitiger Beendi­
gung des Ausbildungsverhältnisses nach der Probezeit können Ausbildende 
oder Auszubildende innerhalb von drei Monaten Schadenersatz verlangen, 
wenn die andere Person die Auflösung verursacht hat. 

Der Berufsausbildungsvertrag endet spätestens mit Ablauf der vereinbarten 
Ausbildungszeit. So ist eine Beschränkung in der Ausübung der beruflichen 
Tätigkeit der Auszubildenden nach Beendigung des Ausbildungsverhält­
nisses nicht zulässig. Dies bedeutet, dass sich Auszubildende bei anderen 
Arbeitgebern bewerben können. Außerhalb des Berufsausbildungsvertra­
ges kann eine Weiterbeschäftigung frühestens während der letzten sechs 
Monate der Ausbildungszeit vereinbart werden. Wenn die Vertragsparteien 
sich darauf einigen, soll eine entsprechende Willensäußerung der oder des 
Auszubildenden erfolgen. Das Arbeitsverhältnis kann auf unbestimmte Zeit 
oder befristet eingegangen werden. Werden Auszubildende im Anschluss an 
das Berufsausbildungsverhältnis ohne ausdrückliche Vereinbarung beschäf­
tigt, so gilt ein Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit als begründet. 

Eine Pflicht der Betriebe zum Einstellen der Auszubildenden nach Abschluss 
der Ausbildung besteht nicht, es sei denn, sie ist in den geltenden Tarifver­
trägen vorgesehen. In zahlreichen Tarifverträgen wurden Regelungen zur 
Übernahme nach erfolgreich abgeschlossener Ausbildung getroffen. Die 
Übernahmeregelungen variieren zwischen für sechs bis 24 Monate befris­
teten und unbefristeten Arbeitsverhältnissen. Meistens wird die Übernah­
me im Grundsatz vereinbart, das heißt, die Betriebe können beim Vorliegen 
verhaltens- oder personenbedingter Gründe oder wegen akuter Beschäfti­
gungsprobleme davon abweichen. Das Gleiche gilt, wenn der Betrieb über 
seinen Bedarf hinaus Ausbildungsverträge abgeschlossen hat. 

3.2.2 Pflichten der Ausbildenden 
Ausbildende haben dafür zu sorgen, dass den Auszubildenden die berufli­
che Handlungsfähigkeit vermittelt wird. Die Berufsausbildung muss nach 
den Angaben zur sachlichen und zeitlichen Gliederung des Ausbildungsab­
laufs so durchgeführt werden, dass das Ausbildungsziel in der vorgesehe­
nen Ausbildungszeit erreicht werden kann. Erforderliche Ausbildungsmittel 
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zur Berufsausbildung und zum Ablegen von Prüfungen sind kostenlos zur 
Verfügung zu stellen. Die Ausbildungsordnung ist den Auszubildenden vor 
Beginn der Ausbildung ebenfalls kostenlos auszuhändigen. Die Auszubil­
denden sind zum Besuch der Berufsschule und zum Führen von schriftli­
chen Ausbildungsnachweisen anzuhalten. Die Ausbildenden sorgen dafür, 
dass Auszubildende charakterlich gefördert sowie sittlich und körperlich 
nicht gefährdet werden. Auszubildenden dürfen nur Aufgaben übertragen 
werden, die dem Ausbildungszweck dienen und ihren körperlichen Kräften 
angemessen sind. Ausbildende haben die Vorlage der entsprechenden Be­
scheinigungen über die ärztlichen Untersuchungen vor der Aufnahme der 
Ausbildung und vor Ablauf des ersten Ausbildungsjahres von Auszubilden­
den unter 18 Jahren zu verlangen. Für die Teilnahme am Berufsschulunter­
richt, an Prüfungen und eventuell an Ausbildungsmaßnahmen außerhalb 
der Ausbildungsstätte findet eine Freistellung statt. 

Ausbildende beantragen unverzüglich nach Abschluss des Berufsbildungs­
vertrages die Eintragung in das Verzeichnis der Berufsausbildungsverhält­
nisse bei der zuständigen Stelle unter Beifügung der Vertragsniederschrif­
ten. Nachträgliche Änderungen des Vertragsinhalts müssen auch der zu­
ständigen Stelle unverzüglich mitgeteilt werden. Erst nach Ermächtigung 
der oder des Auszubildenden können Ausbildende die Formalitäten zur 
Anmeldung zu den angesetzten Prüfungen übernehmen. 

Bei Beendigung des Ausbildungsverhältnisses erhalten die Auszubildenden 
ein schriftliches Zeugnis mit Angaben über Art, Dauer und Ziel der Berufs­
ausbildung sowie über die erworbenen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse 
und Fähigkeiten. 

Gibt es in einem Betrieb einen Betriebsrat, so überwacht er die Einhal­
tung von gesetzlichen und tarifvertraglichen Bestimmungen zugunsten 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (§ 80 Betriebsverfassungsge­
setz – BetrVG). Beschäftigt ein Betrieb mindestens fünf Arbeitnehmer, die 
das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben oder ihre Berufsausbildung 
absolvieren und das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, sind nach 
§ 60 Betriebsverfassungsgesetz Jugend- und Ausbildungsvertretungen zu 
wählen. Der Betriebsrat hat bei der Durchführung betrieblicher Bildungs­
maßnahmen mitzubestimmen (§ 96–98 BetrVG). Er hat die Jugend- und 
Auszubildendenvertretung zu Besprechungen zwischen Arbeitgeber und 
Betriebsrat hinzuziehen, wenn Angelegenheiten der betreffenden Gruppen 
vom Betriebsrat behandelt werden. Durch die Interessenvertretung erfah­
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ren die Jugendlichen, wie Demokratie im Arbeitsleben mitgestaltet werden 
kann. Die Vertreterinnen und Vertreter können zur Qualitätssicherung bei­
tragen, indem sie den Betriebsrat auf Schwächen oder Mängel in der be­
trieblichen Ausbildung aufmerksam machen. 

Ausbildungsbetriebe müssen auf die Bestimmungen des Jugendarbeits­
schutzgesetzes achten. Diese schreiben zum Beispiel vor, dass Jugendliche 
nicht mehr als acht Stunden täglich und nicht mehr als 40 Stunden wö­
chentlich beschäftigt werden dürfen. Sie dürfen ebenfalls nicht für gefähr­
liche Arbeiten beschäftigt werden. Auszubildende sind an Berufsschultagen 
mit mehr als fünf Unterrichtsstunden oder in Berufsschulwochen mit einem 
planmäßigen Blockunterricht von mindestens 25 Stunden freizustellen. 

3.2.3 Pflichten der Auszubildenden 
Die Auszubildenden müssen sich um den Erwerb der beruflichen Handlungs­
fähigkeit bemühen. Sie sind insbesondere verpflichtet, die ihnen im Rahmen 
der Ausbildung aufgetragenen Aufgaben sorgfältig auszuführen und am Be­
rufsschulunterricht und an Prüfungen teilzunehmen. Sie haben den Weisun­
gen des Ausbildungspersonals zu folgen und die für die Ausbildungsstätte gel­
tende Ordnung zu beachten. Sie müssen Werkzeug, Maschinen und sonstige 
Einrichtungen pfleglich behandeln und über Betriebs- und Geschäftsgeheim­
nisse Stillschweigen wahren. Die vorgeschriebenen schriftlichen Ausbildungs­
nachweise sind ordnungsgemäß zu führen und regelmäßig vorzulegen. 
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Es besteht eine Benachrichtigungspflicht gegenüber den Ausbildenden 
bei Fernbleiben von der betrieblichen Ausbildung, von Berufsschulunter­
richt oder von sonstigen Ausbildungsveranstaltungen. Bei einer Arbeitsun­
fähigkeit von länger als drei Kalendertagen infolge von Krankheit ist den 
Ausbildenden eine ärztliche Bescheinigung vorzulegen. Vor der Aufnahme 
der Ausbildung und vor Ablauf des ersten Ausbildungsjahres müssen sie sich 
ärztlich untersuchen lassen und die Bescheinigungen hierüber den Ausbil­
denden vorlegen, wenn sie noch nicht 18 Jahre alt sind. 

3.2.4 Der Ausbildungsnachweis 
Die Empfehlung des Hauptausschusses des BIBB vom 9.10.2012 legt Regeln 
für das Führen von Ausbildungsnachweisen vor. Durch diese Art von Doku­
mentation des Ausbildungsprozesses sind Auszubildende und Ausbildende 
zur Reflexion über die Inhalte und den Verlauf der Ausbildung angehalten. 
Der zeitliche und sachliche Ablauf der Ausbildung im Betrieb und in der 
Berufsschule wird dadurch nachvollziehbar und nachweisbar für die Betei­
ligten und für die zuständige Stelle. 

Sofern die Pflicht zum Führen eines Ausbildungsnachweises explizit in der 
Ausbildungsordnung steht, ist dieser eine Zulassungsvoraussetzung für die 
Abschlussprüfung und dem Prüfungsausschuss vorzulegen. 

Die Ausbildungsnachweise sind täglich oder wöchentlich von Auszubilden­
den selbstständig zu führen und abzuzeichnen. Sie müssen die Themen des 
Berufsschulunterrichts und mindestens stichwortartig den Inhalt der betrieb­
lichen Ausbildung mit der zeitlichen Dauer der Tätigkeiten wiedergeben. 
Auszubildenden ist Gelegenheit zu geben, die Ausbildungsnachweise wäh­
rend der Ausbildungszeit im Betrieb zu führen. Die erforderlichen Hefte und 
Formblätter sind kostenlos von den Ausbildenden zur Verfügung zu stellen. 

Ausbildende oder Ausbilderinnen und Ausbilder prüfen die Eintragungen 
in den Ausbildungsnachweisen mindestens monatlich und bestätigen ihre 
Richtigkeit und Vollständigkeit durch ihre Unterschrift. Bei minderjährigen 
Auszubildenden soll eine gesetzliche Vertreterin/ein gesetzlicher Vertreter 
in angemessenen Zeitabständen von den Ausbildungsnachweisen Kenntnis 
nehmen und diese unterschriftlich bestätigen. Weiterhin sind die Berufs­
schule im Rahmen der Lernortkooperation und die Arbeitnehmervertretun­
gen zur Einsichtnahme in den Ausbildungsnachweis berechtigt. 
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3.3 Kooperation der Betriebe mit den Berufsschulen 

Der Gesetzgeber hat vorgeschrieben, dass die Lernorte bei der Durchfüh­
rung der Ausbildung zusammenwirken (§ 2 Abs. 3 BBiG), allerdings ohne zu 
präzisieren, wie die Lernortkooperation zu gestalten ist. Diese Flexibilität ist 
darauf zurückzuführen, dass ein Bundesgesetz wegen der Zuständigkeitsver­
teilung zwischen Bund und Ländern keine verpflichtenden Regelungen für 
die beruflichen Schulen treffen kann. Diese verfügen über verschiedene Ge­
staltungsoptionen, die mit den Betrieben in der Region zu vereinbaren sind. 

Die Abstimmung der aus den Ausbildungsordnungen und Rahmenlehrplä­
nen resultierenden Ausbildungsinhalte für die Lernorte Betrieb und Be­
rufsschule kann am besten im Rahmen enger Lernortkooperation realisiert 
werden. Die zur Erreichung der beruflichen Handlungskompetenz erfor­
derlichen Fähigkeiten, wie ganzheitliches Denken, Teamfähigkeit und Re­
flexivität, lassen sich nicht isoliert an einem Lernort entwickeln, sondern in 
enger Lernortkooperation. 

Mit der Einführung der Lernfelder durch die Rahmenlehrpläne der KMK 
wurden die klassischen Fächer des Berufsschulunterrichts ersetzt, um die 
betrieblichen Arbeitsprozesse und Handlungszusammenhänge besser be­
rücksichtigen zu können. Die traditionelle Aufgabentrennung für Berufs­
schulen und Ausbildungsbetriebe wurde damit behoben: Beide Lernorte 
sind nunmehr für den Erwerb praktischer Kompetenzen zuständig. Das 
Lernfeldkonzept trägt zur Intensivierung der Lernortkooperation bei, indem 
lernortübergreifende Ausbildungsprojekte zur besseren Verknüpfung von 
Theorie und Praxis gemeinsam entwickelt werden. Das Lehrpersonal an 
Berufsschulen erfährt mehr über die aktuellen Anforderungen der betriebli­
chen Praxis. Gemeinsam mit den Ausbilderinnen und Ausbildern haben sie 
Gestaltungsmöglichkeiten zur Qualitätssteigerung in der Ausbildung. 

Lernortkooperation darf kein Selbstzweck werden; sie muss ergebnis­
orientiert mit Inhalten gefüllt werden. Von Bedeutung für die Intensität der 
Kooperation sind die Größe des Betriebes und die vorhandenen Ausbildungs­
strukturen sowie der betreffende Ausbildungsberuf. Die Kooperation zwi­
schen Betrieben und Berufsschulen kann je nach Bedarf verschiedene Formen 
haben. Naheliegend ist der Austausch von Informationen zwischen Lehr- und 
Ausbildungspersonal über Auszubildende: Anwesenheit, Lernbereitschaft, 
Leistung, Sozialverhalten etc. Es kann sich auch um die Abstimmung von Aus­
bildungsinhalten und von Unterrichtszeitmodellen, die Entwicklung von 
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didaktischen Materialien oder um die Durchführung von lernortübergreifen­
den Ausbildungsmaßnahmen und gemeinsame Weiterbildungsveranstaltun­
gen handeln. Eine weitere Möglichkeit der Kooperation besteht in der Zusam­
menarbeit in gemeinsamen Projekten und in regionalen Arbeitskreisen. 

Das Angebot von Betriebspraktika für Lehrkräfte und Referendare und Be­
triebsbesichtigungen für Schülerinnen und Schüler zeigen das Engagement 
der Unternehmen für eine intensive Kooperation der Lernorte. Betriebs­
praktika für Lehrerinnen und Lehrer dienen der Vertiefung der Kenntnisse 
über betriebliche Abläufe, Strukturen und Prozesse und sollen Einblicke in 
die sich stetig verändernde Arbeits- und Berufswelt bieten. Die Lehrkräfte 
werden für die Bedürfnisse der Unternehmen sensibilisiert und können ihr 
neu gewonnenes Wissen an die Auszubildenden weitergeben. Die Praktika 
helfen beim Aufbau eines persönlichen Kontaktnetzes für die Lehrkraft und 
eröffnen neue Möglichkeiten für eine nachhaltige Kooperation zwischen Be­
trieben und Berufsschulen. 

Je nach Bundesland sollen die Ziele der Praktika in einem konkreten Zu­
sammenhang mit der beruflichen Fachrichtung oder – soweit dies möglich 
ist – mit den unterrichteten allgemeinbildenden Fächern der Lehrkraft ste­
hen (wie in Bayern) oder können unter anderem auf Informationen über das 
soziale Umfeld der Auszubildenden im Betrieb gerichtet sein (wie in Sach­
sen-Anhalt). Ein Praktikumsschwerpunkt in Bereichen wie zum Beispiel 
Personalentwicklung und Management kann Anregungen und Hinweise zur 
Vorbereitung auf Leitungsaufgaben geben (wie in Hamburg). 

Einige Bundesländer engagieren sich stark für die Förderung der Lernort­
kooperation. In Baden-Württemberg wurden gemeinsam von den Ober­
schulämtern und den Industrie- und Handelskammern Kooperationsberater 
ernannt, die Informations- und Weiterbildungsveranstaltungen für Ausbil­
derinnen und Ausbilder sowie Lehrerinnen und Lehrer organisieren und für 
die Bildung von Arbeitskreisen zuständig sind. Bei einigen Ländern wird die 
Lernortkooperation explizit im Schulgesetz thematisiert. In Niedersachsen 
zum Beispiel wird die Zusammenarbeit mit Betrieben und weiteren an der 
Aus- und Weiterbildung beteiligten Einrichtungen den Bildungsgangs- und 
Fachgruppen an berufsbildenden Schulen zugewiesen (Niedersächsisches 
Schulgesetz § 35a). 

In Hamburg können Ausbilderinnen und Ausbilder als Wirtschaftsvertreter 
Mitglieder im Schulvorstand der staatlichen beruflichen Schulen werden 
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und die Interessen des Betriebes und seiner Auszubildenden in der Schule 
vertreten. Weiterhin sind die beruflichen Schulen verpflichtet, berufsbezo­
gene Lernortkooperationen einzurichten (§ 78a Hamburgisches Schulge­
setz – HmbSG). Neben den im entsprechenden Bildungsgang unterrichten­
den Lehrkräften bestehen diese aus Vertreterinnen und Vertretern aus den 
ausbildenden Betrieben, den überbetrieblichen Ausbildungseinrichtungen, 
den Praktikumsbetrieben sowie der jeweiligen Innung oder dem jeweiligen 
Fachverband. Die Lernortkooperationen sollen insbesondere an der Wei­
terentwicklung der Ausbildungsqualität und der Ausbildungsinhalte und 
ihrer Abstimmung mitwirken. Sie fördern den Wissensaustausch zwischen 
Betrieb und Schule und beraten die jeweiligen Schulvorstände in strategi­
schen Fragen. Sie können auch Zusatzqualifikationen und Förderangebote 
für einzelne Schülergruppen entwickeln. 

Beispiel aus der Praxis: Modellversuch KOLIBRI 
Ausgehend von einem erweiterten Verständnis von Lernortkooperation hat 
die Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförde­
rung (BLK) das überregionale Modellversuchsprogramm KOLIBRI – „Ko­
operation der Lernorte in der beruflichen Bildung“ (09/1999–02/2004) 
ins Leben gerufen. Die 28 Modellversuche deckten folgende Maßnahmen­
bereiche ab: 
˘˘ Entwicklung von kooperativen Konzepten zur Curriculumpräzisierung 

„vor Ort“ sowie von Instrumenten zur ausbildungsprozessbegleitenden 
Beurteilung von Methoden- und Sozialkompetenzen 

˘˘ Entwicklung von ordnungspolitisch kompatiblen Modulkonzepten mit 
Verbindungen zur beruflichen Weiterbildung 

˘˘ Integration und didaktische Gestaltung von Praxisbezügen in vollzeit­
schulischen Ausbildungsgängen 

˘˘ Lernortübergreifende Entwicklung von Förderansätzen zur Sicherung 
des Ausbildungserfolges von besonderen Zielgruppen 

˘˘ Entwicklung der institutionellen und personellen Bedingungen zur In­
tensivierung und Verstetigung der Lernortkooperation. 

Die Koordination und Förderung der Lernortkooperation in diesem Modell­
versuchsprogramm haben in verschiedenen Formen stattgefunden: Berufs­
fachkonferenzen, Steuerungsgruppen oder durch die Schaffung neuer Insti­
tutionen. Als wichtige Erkenntnis wurde dabei festgestellt, dass es nicht eine 
bestimmte Form der „Kooperationsstelle“ geben kann, sondern dass die je­
weiligen Bedingungen vor Ort von entscheidender Bedeutung sind. Notwen­
dig ist ein Koordinator, der die Lernortkooperation initiiert und moderiert. 
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Dieser kann eine einzelne Person oder eben eine speziell geschaffene Koope­
rationsstelle sein. Dennoch ist Lernortkooperation nicht auf das individuelle 
Handeln der Berufsbildungsakteure zu reduzieren. Vielmehr wird sie durch 
die politischen, ökonomischen, technischen und kulturellen Rahmenbedin­
gungen in den Lernorten bestimmt. 
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Rechtliche Grundlagen 

Gesetze und Verordnungen 

Ausbilder-Eignungsverordnung (AEVO) 

Berufsbildungsgesetz (BBiG) 

Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) 

Gesetz zur Ordnung des Handwerks – Handwerksordnung (HwO) 

Gesetz zum Schutze der arbeitenden Jugend – Jugendarbeitsschutzgesetz 
(JArbSchG) 

Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundesre­
publik Deutschland – Kultusministerkonferenz (KMK): Rahmenlehrpläne 
und Ausbildungsordnungen. Berlin, 2016 

Empfehlungen 

Bundesausschuss für Berufsbildung (Hrsg.): Empfehlung zur sachlichen 
und zeitlichen Gliederung der Berufsausbildung, 1972 

Bundesausschuss für Berufsbildung (Hrsg.): Grundsätze für die Bera­
tung und Überwachung der Ausbildungsstätten durch Ausbildungsberater. 
In: Zeitschrift für Berufsbildung (1973) 

Hauptausschuss des BIBB (Hrsg.): Empfehlung des Hauptausschusses des 
Bundesinstituts für Berufsbildung zur Abkürzung und Verlängerung der 
Ausbildungszeit/zur Teilzeitausbildung – Nr. 129. Bonn 2008 

Hauptausschuss des BIBB (Hrsg.): Empfehlung des Hauptausschusses des 
Bundesinstituts für Berufsbildung zur Qualitätssicherung und zum Quali­
tätsmanagement in Ordnungsverfahren – Nr. 130. Bonn 2008 
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Hauptausschuss des BIBB (Hrsg.): Empfehlung des Hauptausschusses des 
Bundesinstituts für Berufsbildung für das Führen von Ausbildungsnachwei­
sen – Nr. 156. Bonn 2012 

Hauptausschuss des BIBB (Hrsg.): Empfehlung des Hauptausschusses des 
Bundesinstituts für Berufsbildung zur Struktur und Gestaltung von Ausbil­
dungsordnungen – Nr. 158. Bonn 2013 

Hauptausschuss des BIBB (Hrsg.): Empfehlung des Hauptausschusses des 
Bundesinstituts für Berufsbildung zur Eignung der Ausbildungsstätten – 
Nr. 162. Bonn 2016 
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